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E Der Prozess der Internationalisierung hat in den letzten Jah-

ren eine Dynamik gewonnen, die immer weitere gesellschaft-

liche Bereiche erfasst und neue Herausforderungen auch an die

berufliche Bildung stellt. Bis Ende der 80er Jahre waren die

maßgebenden Rahmenbedingungen für die Gestaltung des

Berufsbildungssystems vor allem nationaler Art. Es gab keinen

zwingenden Anlass zu einer systematischen Auseinanderset-

zung mit der beruflichen Bildung im Ausland und zur grenz-

überschreitenden Zusammenarbeit. Durch die wachsende Glo-

balisierung der Wirtschaft und den beschleunigten Prozess der

europäischen Integration hin zu einem gemeinschaftlichen Bil-

dungs- und Arbeitsmarkt hat sich die Situation grundlegend

verändert. Die nationalen Systeme der beruflichen Bildung

sehen sich dem Spannungsverhältnis von internationalem

Wettbewerb und der Notwendigkeit zur grenzüberschreiten-

den Kooperation ausgesetzt. 

Gleichzeitig nehmen die Anforderungen an die Internationa-

lität und Europaorientierung bei der Gestaltung der beruflichen

Bildung zu. Als wichtiger Faktor des internationalen Standort-

wettbewerbs stehen die nationalen Bildungs- und Berufsbil-

dungssysteme, deren Qualität und Innovationsfähigkeit auf

dem Prüfstand. Entwicklungs- und Modernisierungsbedarfe

sowie die unlängst von Bund und Ländern ins Leben gerufene

konzertierte Aktion „Internationales Bildungsmarketing für den

Bildungs- und Forschungsstandort Deutschland“ erfordern

transnationale Projekte, Partnerschaften und internationale

Netzwerke, um daraus Innovations- und Gestaltungsimpulse

für die eigene Arbeit zu gewinnen. Voneinander lernen, part-

nerschaftlich miteinander kooperieren, Erfahrungen an andere

weitergeben und über Beispiele von „good practice“ mitein-

ander zu kommunizieren werden zu notwendigen Maximen

der Berufsbildungspolitik und Berufsbildungspraxis. 

BIBB ENTWICKELT KOMPETENZPROFIL IN DER

INTERNATIONALEN BERUFSBILDUNG

Auch das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) muss seine

Aktivitäten im Bereich der internationalen beruflichen Bildung

an diese Rahmenbedingungen anpassen. Seit 1994 ist interna-

tionale Berufsbildungsarbeit gesetzlicher Auftrag des BIBB.

Nach den einschlägigen Bestimmungen des Berufsbildungsför-

derungsgesetzes soll das BIBB nach Weisung des zuständigen

Bundesministers an der internationalen Zusammenarbeit in der

beruflichen Bildung mitwirken. Eine Bilanz der letzten sechs

Jahre zeigt: Europäisierung und Globalisierung wirken sich

nicht nur durchschlagend und mit hoher Dynamik auf den

Bedarf an internationaler Kompetenz in der beruflichen Bil-

dung aus. Auch die Ansprüche an Qualität und Professionalität

der internationalen Aktivitäten sind deutlich gestiegen. 

Zahlreiche Aktivitäten des Bundesinstituts in den vergangenen

Jahren dienten deshalb auch dazu, ein eigenes Kompetenz-

profil in der internationalen Berufsbildung aufzubauen. Dies ist

in besonderem Maße geschehen durch:

• die langjährige Funktion des BIBB (seit 1989) als eine natio-

nale Koordinierungsstelle von EU-Berufsbildungsprogram-

men und Gemeinschaftsinitiativen und deren Überführung

in eine Nationale Agentur Bildung für Europa am BIBB in

2000; 

• die gewachsene Beteiligung verschiedener Fachabteilungen

des BIBB an europäischen Vorhaben und Projekten (u. a. von

der Europäischen Kommission über das EU-Berufsbildungs-

programm LEONARDO mitfinanziert); 

• die Beratung und Betreuung von Förderprojekten in elf

Reformstaaten Mittel- und Osteuropas im Rahmen des deut-

schen TRANSFORM-Programms; 

• internationale Projekte mit der Türkei (von Deutschland

geförderte Aktivität), mit der Volksrepublik China, den USA

und Australien; 

• Projekte internationaler Vergleichsforschung und wichtige

Studien in Zusammenarbeit mit der OECD, dem CEDEFOP

und der European Training Foundation sowie

• eine Reihe bilateraler wissenschaftlicher und berufsbil-

dungspolitischer Seminare, zahlreiche Vortragsaktivitäten im

Ausland, Wissenschaftleraustausche und die Entsendung

von Kurzzeitexperten in Entwicklungs- und Schwellenländer.
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Die hohe politische Bedeutung, die der internationalen Zusam-

menarbeit in der beruflichen Bildung zukommt, sowie die

quantitativ und qualitativ wachsenden Herausforderungen an

die internationale Berufsbildungsforschung und -praxis machen

Schwerpunktsetzungen in den internationalen Aktivitäten des

BIBB bei gleichzeitiger zielgerichteter Weiterentwicklung des

Know-hows, der Sicherung einer hohen Professionalität von

Entwicklungsmethoden und -instrumentarien für die interna-

tionale Berufsbildungsberatung sowie verstärkte Initiativen für

ein internationales Bildungsmarketing erforderlich. Denn längst

hat sich ein internationaler wettbewerbsgeprägter Berufsbil-

dungsmarkt entwickelt, auf dem Systemberatung, die Ent-

wicklung von Qualifikationsprofilen und die Entwicklung von

passenden Lehr- und Lernmitteln angeboten und nachgefragt

werden. Um den Anforderungen dieses Marktes gerecht zu

werden, ist eine komplexe internationale Kompetenz, verbun-

den mit länder- bzw. regionsspezifischem Wissen notwendig.

Nur so wird das Bundesinstitut auch weiterhin ein interessanter,

leistungsfähiger Kooperationspartner sein.

SCHWERPUNKTE DER INTERNATIONALEN ARBEIT 

DES BIBB

Im Zuge der erforderlichen Fokussierung der internationalen

Aktivitäten des BIBB und der wünschenswerten Verstärkung

der Kooperation mit anderen nationalen Partnern wurde eine

Konzeption für die mittelfristigen Schwerpunkte der interna-

tionalen Arbeit des BIBB entwickelt und mit dem BMBF und

dem Hauptausschuss des Bundesinstituts diskutiert. Diese Kon-

zeption sieht folgende Aktionsfelder vor:

• Mehr und mehr werden internationale Vergleiche der

Berufsbildung mit ihrer Wechselbeziehung zur Arbeitsmarkt-

und Wirtschaftsentwicklung in allen hoch entwickelten Staa-

ten als ein wesentliches Instrument zur Einschätzung der

Qualität, Effizienz und „Zukunftstauglichkeit“ des eigenen

Systems durchgeführt. Sie sind ein anerkannter Ansatz, um

Strukturen, Inhalte und Methoden der nationalen Berufsbil-

dung zu verbessern oder zu erneuern. Das BIBB will durch

internationale Vergleichs- und Transferforschung vor-

dringliche Reformerfordernisse aufzeigen und Anregungen

für geeignete Problemlösungen erarbeiten. 

• Trotz des Paradigmenwechsels von der Harmonisierung zur

Transparenz ist die EU ein wichtiger Rahmen für die deut-

sche Berufsbildung. Das BIBB will die Politik dabei unter-

stützen, aus der deutschen Interessenperspektive strategi-
sche Konzepte auf europäischer Ebene einzubringen
und Problembewusstsein für die Wirkung von Gemein-
schaftsmaßnahmen auf die deutsche Berufsbildung zu

erzeugen. EU-Berufsbildungsprogramme spielen dabei eine

erhebliche Rolle. 

• Zunehmend wird in Industrieländern die konsequente Inter-

nationalisierung zur nationalen Strategie erhoben. Unter

dem Druck fortschreitender internationaler Verflechtung

kann sich auch das deutsche System dieser Ausrichtung

nicht entziehen. Das BIBB will dazu beitragen, durch die Ver-
mittlung internationaler Inhalte das deutsche System

kompatibel zu machen. 

• Das BIBB steht in einem Geflecht von Beziehungen mit ande-

ren Ländern und ausländischen Partnerinstitutionen. Das

BIBB will die Zusammenarbeit noch dichter gestalten und

internationale Netzwerke aufbauen. 

• Alle hoch entwickelten Industriestaaten/Dienstleistungsge-

sellschaften versuchen, Einfluss auf die Ausgestaltung der

Berufsbildung in Reformstaaten, Schwellen- und Entwick-

lungsländern zu nehmen. Damit steht das BIBB im Wettbe-

werb mit weiteren Anbietern von Bildungsleistungen. Der

duale Ansatz gilt weltweit als ein leistungsfähiges Grund-

modell beruflicher Bildung. Das BIBB will seine Vorteile

offensiv vertreten, ohne deshalb einen simplen „Export“

zu propagieren.

• Zur kompetenten Wahrnehmung der genannten Aufgaben

muss das BIBB die methodologischen Voraussetzungen
für die internationale Berufsbildungsberatung kontinu-

ierlich weiterentwickeln, um einen hohen Standard von Pro-

fessionalität und Qualität in der Beratungsarbeit zu gewähr-

leisten. 

• Das BIBB will im Rahmen der konzertierten Aktion „Interna-

tionales Bildungsmarketing für den Bildungs- und For-

schungsstandort Deutschland“ auf dem Gebiet der beruf-

lichen Bildung dazu beitragen, die deutsche Berufsbildung
international kommunizierbar zu machen. Dazu ist ein

hoher Aufwand an Übertragungsarbeit (nicht nur Überset-

zung) erforderlich.

Die Konzeption zur Weiterentwicklung der internationalen

Arbeit bezieht sich auf alle Bereiche des BIBB; sie schließt auch

die Nationalen Agentur Bildung für Europa mit ein. Erforder-

lich ist darüber hinaus die Entwicklung einer nationalen

Gesamtstrategie, in der die Akteure der internationalen Berufs-

bildungsarbeit wie Bundesministerium für Bildung und For-

schung (BMBF), Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi),

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und

Entwicklung (BMZ), Gesellschaft für Technische Zusammenar-

beit (GTZ), Carl-Duisberg-Gesellschaft (CDG), Deutsche Stif-

tung für Internationale Entwicklung (DSE), Stiftung für wirt-

schaftliche Entwicklung und berufliche Qualifizierung (Sequa)

u. a. eingebettet sind. Ziel sollte eine arbeitsteilige Zusammen-

arbeit und Ergänzung sein. 

4 BWP 4/2001

MATTHIAS WALTER

Dr. jur., Leiter des Arbeitsbereichs

„Europäische Union, Beratung, Vergleiche“

im BIBB

GISELA DYBOWSKI

Dr. rer. pol., Leiterin der Abteilung

„Forschungs- und Dienstleistungs-

konzeptionen, Internationale Berufsbildung“

im BIBB

K O M M E N T A R



E Die Entwicklung der Internationalisierung

des Wirtschaftens über den europäischen Bin-

nenmarkt hinaus zu einer globalen Vernet-

zung auch von kleinen und mittleren Unter-

nehmen verlangt neue strategische Orientie-

rungen in der Qualifizierungspolitik. Neben

den Hochschulen ist auch das duale System

der Berufsausbildung gefordert, dem Trend

inhaltlich und strukturell Rechnung zu tragen,

denn die Qualität der Bildungssysteme ist

ein wesentlicher Standortfaktor. Im dualen

System besteht ein erheblicher Nachholbedarf

an internationalen Elementen, auch im Ver-

gleich mit anderen europäischen Ländern.

Dabei reicht eine zusätzliche Stunde Fremd-

sprachenunterricht nicht aus. Der Beitrag

zeigt das mögliche Spektrum an strukturellen

und regulativen Veränderungen auf.

Internationalisierung des Wirtschaftens

Die Bundesrepublik Deutschland hat große Erfahrungen
auf dem Gebiet des internationalen Wirtschaftens. Lange
Zeit waren in den Unternehmen aber nur wenige Beschäf-
tigte mit entsprechenden beruflichen Anforderungen kon-
frontiert. Diese hatten oftmals eine Hochschulbildung.

Inzwischen haben sich die internationalen Verflechtungen
dynamisch entwickelt. Unternehmen 

• sind in international organisierte Konzerne eingegliedert
oder haben zumindest eine internationale Eigentümer-
struktur,

• konzentrieren sich auf ihr „Kerngeschäft“ – wollen aber
in diesem Kerngeschäft Weltmarktführer sein oder zu-
mindest wesentliche Marktanteile haben,

• lassen Komponenten für ihre Produkte rund um die Welt
fertigen oder kaufen sie global ein,

• stellen Produkte nach dem Know-how (Fertigungsunter-
lagen, Rezepturen, Verfahrensvorschriften) von Auftrag-
gebern aus unterschiedlichsten Ländern her, 

• gewinnen ihre Fachkräfte aus einem globalen Arbeits-
markt bzw. vergeben Aufträge an international operie-
rende Dienstleister.

Als Folge der internationalen Arbeitsteilung muss bei-
spielsweise der produktbezogene Service weltweit gewähr-
leistet sein. Fehler, die sich lokal nicht beheben lassen,
werden von dem Experten der Fabrik gelöst. Beim „global
sourcing“ müssen die Qualitätsmanagementprozesse grenz-
überschreitend gestaltet werden. Durch Ausweitung von
„flachen Hierarchien“ werden die Beschäftigten direkt mit
dem internationalen Anforderungen konfrontiert – die In-
ternationalisierung ist nach den Büros auch in den Werk-
stätten angekommen.1 Besonders in kleinen und mittleren
Betrieben ist verstärkt die Ebene der Fachkräfte mit Berufs-
ausbildung betroffen.2
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Anforderungen an den Arbeitsplätzen:
Von internationalen Qualifikationen
zur Netzkompetenz

Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) beschäftigt
sich seit Mitte der neunziger Jahre mit den Auswirkungen
der Internationalisierung des Wirtschaftens auf die Quali-
fikationsentwicklung. Zunächst wurde an der Definition,
dem Bedarf und den Inhalten von internationalen Qualifi-
kationen gearbeitet und das Konzept der internationalen
Qualifikationen entwickelt.

Danach erwarten die Betrie-
be von ihren in internatio-
nalen Bezügen arbeitenden
Fachkräften Fremdsprachen-
kenntnisse, interkulturelle
Kompetenz und hervorra-
gende Fachkenntnisse3 –
wobei darunter eine ganz-
heitliche Qualifikation ver-

standen wird, die neben technikbezogenen Qualifikationen
auch wirtschaftliche und organisatorische Kompetenzen
enthält. Darüber hinaus benötigen sie für Auslandsaufent-
halte psychische und physische Robustheit. Schließlich gibt
es auch einen unternehmens- und gesellschaftspolitischen
Auftrag, in dem Sinne, dass über interkulturelles Lernen
inner- und außerbetriebliche, kulturell bedingte Konflikte
gelöst werden können.4

International – aber auch national – aufgestellte Unter-
nehmen müssen reibungsfrei funktionieren – auch wenn
die Beschäftigten aus verschiedenen Kulturkreisen stam-
men. Dies erfordert in der Zusammenarbeit mindestens die
Respektierung unterschiedlichster kulturell/religiös ge-
prägter Verhaltensweisen – eine Haltung, die in der deut-
schen Gesellschaft nicht selbstverständlich ist. Darüber
hinaus können kulturelle Unterschiede sogar eine Schub-
kraft für betriebliche Synergieeffekte sein. Bei vertriebs-/
seviceorientierten Betrieben oder Abteilungen kommen ne-
ben den unterschiedlichen kulturell/religiös geprägten Ver-
haltensweisen der Kunden auch deren kulturell und recht-
lich Handelsusancen sowie Erwartungen an Produkte und
Service hinzu.
Internationale Mobilität findet physisch und virtuell statt.
Aufgrund der technischen Möglichkeiten (Fernwartung etc.)
verschiebt sich das Verhältnis. Technische und kommunika-
tive Kompetenzen verschwimmen miteinander. Ins Ausland
zu fahren bleibt eine verstärkt zu begründende, aber weiter-
hin notwendige internationale Aktivität, weil sich bestimmte
Ergebnisse nur im direkten Kontakt erzielen lassen.
Das Konzept der internationalen Qualifikationen5 ist für
viele Unternehmen, die am Anfang der Internationalisie-
rung stehen, brauchbar. Es muss infolge der dynamischen
Entwicklung an den Arbeitsplätzen unter Einbeziehung der
Möglichkeiten des Internets6 zukünftig mit einem neuen
Konzept, das man „Netzkompetenz“ nennen könnte, erwei-

tert werden.7 (vgl. Kasten) Diese Kompetenz reduziert sich
keineswegs allein auf die technische Kompetenz des Um-
gangs mit Inter- und Intranet, d. h. die Arbeit mit Netzen.
Sie ist gekennzeichnet durch prinzipielle Grenzenlosigkeit
und verlangt deshalb auch die Fähigkeit der erfolgreichen
Arbeit in Netzen, wie vor allem der, „vernetzt zu denken
und zu handeln“. Die Sprache, asynchrone Kommunikation,
aber auch Vertrauensbildung im Netz sind neue Anforde-
rungen. Dazu gehört dann auch der indirekte Umgang mit
Menschen anderer Kultur. Ausprägungen einer neuen „di-
gitalen“ Kultur könnten die ethnischen überlagern und so
– vielleicht – Möglichkeiten neuer Formen der transkultu-
rellen Kommunikation eröffnen
Wichtig ist insgesamt, dass alle Dimensionen in ein um-
fassendes Konzept der Qualifizierung für internationale
Tätigkeiten gehören und sich die Anforderungen keines-
wegs auf Fremdsprachenkompetenz reduzieren lassen.

Internationale Aspekte in den
Ordnungsmitteln des dualen Systems

Obwohl das System der dualen Berufsausbildung an den
Arbeitsprozessen orientiert ist, ist es gegenüber den Anfor-
derungen der Internationalisierung und zunehmend der
Globalisierung des Wirtschaftens relativ resistent geblie-
ben. In gewerblich-technischen Berufen wurde in der Ver-
gangenheit die internationale Dimension praktisch nicht
behandelt. In den neueren Ausbildungsordnungen redu-
ziert sich die fremdsprachliche Thematik auf das Lesen und
Auswerten von englischen Regelwerken oder Handbüchern,
die Nutzung von Fachbegriffen im Gespräch oder die Er-
teilung von einfachen Auskünften.
Umfassendere kommunikative Kompetenzen gibt es nur bei
speziellen kundenorientierten Berufen wie beim Eisenbah-
ner im Betriebsdienst (Erprobungsverordnung 1991) bzw.
dessen Nachfolgeberuf Kaufmann/Kauffrau für Verkehrs-
service sowie beim Beruf Reiseverkehrskaufmann/-kauffrau.
Interkulturelle Kompetenzen spielen in den Ausbildungs-
ordnungen praktisch keine Rolle. 
Unabhängig von den Ordnungsverfahren bilden sich re-
gionale, betriebs- und branchenspezifische Sonderlösun-
gen innerhalb und am Rande des dualen Systems heraus.8

Beispiele dafür sind die trinationale Ausbildung im Drei-
ländereck Deutschland, Schweiz, Frankreich oder die Aus-
bildungsmodelle in der chemischen Industrie, die duale
Ausbildungsgänge mit Fachhochschulstudien und interna-
tional anerkannten Abschlüssen (MBA) verbinden.
In dieser Situation erscheint es erforderlich, die internatio-
nalen Anforderungen im Regelsystem der dualen Ausbil-
dung zu berücksichtigen und internationale Qualifikatio-
nen als Mindestanforderungen aufzunehmen,
• um den Betrieben frühzeitig die notwendigen neuen

Qualifikationen zur Verfügung zu stellen, wohlwissend,

6 BWP 4/2001
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Formulierungen in ausgewählten Ausbildungsordnungen

Eisenbahner/-in im Betriebsdienst:
Auskünfte in einer Fremdsprache erteilen

Film- und Videoeditor/-in:
Geräte- und Softwarebeschreibungen in deutscher und englischer Sprache auswerten

Mediengestalter/-in Bild und Ton:
mit den an der Produktion Beteiligten kommunizieren, insbesondere ... 
produktionstechnische Fachsprache 
in Deutsch und Englisch anwenden
Software- und Gerätebeschreibungen in deutscher und englischer Sprache auswerten

Speditionskaufmann/Speditionskauffrau:
fremdsprachliche Fachausdrücke anwenden
Formulare ausfüllen und Dokumente erstellen
mit fremdsprachlichen Standardtexten arbeiten
einfache Auskünfte erteilen

Fluggerätelektroniker/-in:
englische Fachtexte lesen und anwenden

IT-Berufe:
Informationsquellen, insbesondere technische Unterlagen, Dokumentationen und Handbücher, 
in deutscher und englischer Sprache aufgabenbezogen auswerten
Gespräche situationsgerecht führen und Sachverhalte präsentieren, 
deutsche und englische Fachbegriffe anwenden

Kaufmann/Kauffrau für Verkehrsservice:
Fremdsprachliche Fachbegriffe anwenden
fremdsprachige Standardtexte situationsgerecht einsetzen
Kunden einfache Auskünfte erteilen

Mechatroniker/-in:
Gespräche mit Vorgesetzten, Mitarbeitern und im Team situationsgerecht führen, 
Sachverhalte darstellen, deutsche und englische Fachbegriffe anwenden

Mikrotechnologe/Mikrotechnologin:
Betriebs- und Gebrauchsanleitungen, ... in deutscher und englischer Sprache lesen und anwenden
Informationsquellen, insbesondere Dokumentationen ... , in deutscher und englischer Sprache

Verlagskaufmann/Verlagskauffrau:
fremdsprachige Begriffe und Standardtexte anwenden
im Ausbildungsbetrieb übliche fremdsprachige Informationen auswerten

Bankkaufmann/Bankkauffrau:
Internationaler Zahlungsverkehr:

Kunden bei der Wahl der Zahlungsmittel beraten
Geschäftsvorgänge im Reisezahlungsverkehr bearbeiten
die Abwicklung von Dokumenteninkassi und Dokumentenakkreditiven beschreiben
Risiken bei Fremdwährungszahlungen und Möglichkeiten der bankmäßigen Absicherung erläutern

Automobilkaufmann/Automobilkauffrau:
fremdsprachige Begriffe anwenden
im Ausbildungsbetrieb übliche fremdsprachliche Begriffe anwenden
Auskünfte erteilen, auch in einer fremden Sprache

Buchhändler/-in:
fremdsprachige Begriffe anwenden
im Ausbildungsbetrieb übliche fremdsprachliche Informationen auswerten

Fachkraft im Gastgewerbe, Restaurantfachmann, Hotelfachmann, Hotelkaufmann, 
Fachmann für Systemgastronomie, Koch (1. Jahr):

berufsbezogene fremdsprachliche Begriffe anwenden

Hotelkaufmann, Fachmann für Systemgastronomie (3. Jahr):
einfache Auskünfte in einer Fremdsprache erteilen

Reiseverkehrskaufmann/-frau
fremdsprachige Fachbegriffe anwenden
in typischen Situationen des Ausbildungsbetriebes in einer Fremdsprache korrespondieren 
und kommunizieren
im Ausbildungsbetrieb vorhandene fremdsprachige Informationsmaterialien nutzen

Servicekaufmann/-frau im Luftverkehr:
den kulturellen Hintergrund des Kunden bei der Kommunikation berücksichtigen
Fachsprache anwenden
englische Standardtexte anwenden
Auskünfte in einer Fremdsprache erteilen

Handlungsmöglichkeiten der
Berufsausbildung in den
Betrieben zur Förderung von
„Netzkompetenz“



dass Qualifizierungspro-
zesse auch in der Berufs-
ausbildung einen jahre-
langen Vorlauf benöti-
gen;

• um die Wettbewerbschan-
cen der Absolventen des
dualen Systems im Rin-
gen um internationale Arbeitsplätze insbesondere ge-
genüber Absolventen von Fachhochschulen und Beruf-
sakademien zu erhöhen;

• um am Standort Deutschland im globalen Wettbewerb
der Unternehmen um Qualifikationspotenziale bestehen
zu können. Andere europäische Länder wie Dänemark
oder die Niederlande haben die Internationalisierung ih-
rer Bildungssysteme – die allgemeinen wie die beruf-
lichen – in den letzten Jahren massiv vorangetrieben;

• um die Modernisierung eines ausgesprochen betrieblich
organisierten Ausbildungssystems im Vergleich mit an-
deren europäischen, primär schulisch orientierten Syste-
men weiter voranzutreiben. Es wäre fatal, wenn die im
Zuge der Globalisierung erforderliche Veränderungs-
dynamik vom dualen System nicht leistbar wäre.

Politische Zeichen zur Veränderung sind vorhanden:
• die Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ des Bünd-

nisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit
hat in ihrem Beschluss zum Thema „Strukturelle Weiter-
entwicklung der dualen Berufsausbildung“ vom
22. 10. 1999 den Erwerb von Auslandskompetenz für den
flexiblen Einsatz auf dem deutschen und europäischen
Arbeitsmarkt für notwendig erachtet. In der Umset-
zungsempfehlung werden dazu vor allem ausbildungs-
bezogene Aufenthalte im europäischen Ausland gefor-
dert. Die Beteiligten wollen nunmehr durch geeignete
Regelungen in den Ausbildungsordnungen die Teil-
nahme an Austauschprogrammen sowie die Ableistung
von Ausbildungsteilen im Ausland erleichtern.

• Die EU-Staats- und Regierungschefs haben auf ihrem
Sondergipfel am 23./24. 3. 2000 in Lissabon Bildung und
Ausbildung einen hervorragenden Stellenwert bei dem
Vorhaben zugesprochen, die EU im kommenden Jahr-
zehnt zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen.
Dazu werden u. a. die Festlegung von Grundfertigkeiten
im europäischen Rahmen (IT-Fertigkeiten, Fremdspra-
chen etc.), die Förderung der Mobilität und mehr Trans-
parenz bei der Anerkennung von Abschlüssen gefordert.

• Der Zentralverband der elektrotechnischen Industrie und
die IG Metall vereinbarten in einer „Rahmenvereinba-
rung zur Neugestaltung der industriellen Elektroberufe“
unter dem Stichwort „Europa-Kompetenz“:
Die Sozialparteien befürworten internationale Aus-
tauschprogramme für Auszubildende und empfehlen den
Unternehmen die Beteiligung an entsprechenden Pro-

grammen. Um der Europäisierung und Internationalisie-
rung der Wirtschafts- und Arbeitsmärkte zu entsprechen,
ist in der Ausbildungsordnung die Sprache Englisch bei
allen Berufen zu verankern. Die Sozialparteien erwarten
von der Berufsschule, ein entsprechend verstärktes
Sprachangebot zu entwickeln. Darüber hinaus soll in der
Berufsausbildung das Verständnis für andere Kulturen
gefördert werden.

• Die Argumentation, dass die Integration der internatio-
nalen Dimension in die Berufsausbildung „ausbildungs-
hemmend“ sei und damit die Lage am Ausbildungsstel-
lenmarkt verschlimmere, ist angesichts der zurück-
gehenden Nachfrage, mindestens in den westlichen
Bundesländern, tendenziell nicht mehr haltbar.

Diese Ansätze sollten zur umfassenden Implementation
von internationalen Qualifikationen genutzt werden, die
letztlich das duale System als Ganzes betreffen. 

Mögliche Strategien zur Implemen-
tation der internationalen Qualifika-
tionen im Ausbildungssystem

In der bisherigen Diskussion werden als vorzunehmende
Maßnahmen genannt:
• Durchführen von Fremdsprachenunterricht,
• die Intensivierung von Austauschmaßnahmen, z. B. über

EU-Programme.

Dabei wird der Fremdsprachenunterricht vornehmlich als
Aufgabe der Berufsschule gesehen.
Nach unserer Auffassung sind aber im Rahmen der dualen
Ausbildung die Betriebe der primäre Lernort auch für die
Aneignung von internationalen Qualifikationen. Dabei geht
es nicht um die Durchführung von Sprachkursen, sondern
die Auszubildenden sind an internationalen Geschäftsvor-
gängen zu beteiligen – über direkte Kontakte mit auslän-
dischen Kunden bis hin zur Erbringung wirtschaftlicher
Leistung im Ausland. Die praktischen Möglichkeiten der In-
ternationalisierung der Berufsausbildung in den Betrieben
ist von ihrer realen Situation und den strategischen Zielen
abhängig. Entscheidend sind der Grad der Ausbildungsor-
ganisation und der Internationalisierung. Die Übersicht 1
zeigt in Abhängigkeit davon Handlungsmöglichkeiten auf.

Vorschläge für Berufsschulen

Die Berufsschulen haben bei der Vermittlung von interna-
tionalen Qualifikationen trotz des fehlenden Betriebsbe-
zugs eine eigenständige und wichtige Funktion. Diese darf
nicht – wie bisher in der Praxis weitgehend der Fall – dazu
führen, dass internationale Qualifizierung auf das Fach
„Fremdsprachen“ reduziert und damit bestenfalls der
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Sprachunterricht der allgemein bildenden Schulen perpe-
tuiert wird. Um die notwendigerweise handlungsbezogene
Vermittlung internationaler Qualifikationen – und das sind
vor allem Englisch und interkulturelle Kompetenz – zu er-
reichen, müssen der allgemein bildende Unterricht und der
berufsbezogene Unterricht miteinander verzahnt werden.
Damit können Probleme und ihre Lösungen ganzheitlich
behandelt werden – mit den kommunikativen (Deutsch und
Englisch), wirtschaftlichen (Wirtschaftskunde) und ethi-
schen Aspekten. Modellversuche zeigen, dass derartige
Konzeptionen von Ausbildungsbetrieben und Berufsschü-
lern angenommen werden und der Ruf nach Abschaffung
bestimmter Fächer wie Religion verstummt. 
Die internationale Dimension muss – wenn sie ernst ge-
nommen werden soll – auch prüfungsrelevant sein. Fakul-
tative Regelungen in Bezug auf Sprachunterricht lösen die-
ses Problem nicht und verhindern die Integration der The-
matik in die Lernfelder.
Die Berufsschule braucht darüber hinaus ein Differenzie-
rungskonzept, um für Schüler mit unterschiedlicher Vor-
bildung ein adäquates Angebot bereithalten zu können.
Nur so könnte es gelingen, Ausbildungsberufe sowohl für
Abiturienten als auch für Hauptschüler gleichermaßen in-
teressant wie bildungsrelevant zu gestalten.
Was Berufsschulen konkret im Rahmen der internationa-
len Qualifizierung leisten können, ist vor allem von der in
ihnen repräsentierten Berufs- und Schülerstruktur abhän-
gig. Übersicht 2 zeigt die Möglichkeiten auf.
Die Vergangenheit hat gezeigt, dass Forderungen an die
Lernorte allein nicht ausreichen. Veränderungen in der Ar-
beitswelt verlangen auch Veränderungen in einer ganzen
Reihe von Regelungen und Verfahren, die sich quer durch
die Struktur des Ausbildungssystems ziehen.

Vorschläge 

• Curricularer Ausgangspunkt für die Verankerung der in-
ternationalen Dimension sind die Ausbildungsordnun-
gen. Sie bedürfen vor dem Hintergrund, dass in vielen
Berufen auch eine internationale Handlungsfähigkeit ge-
fordert ist, der Revision. 

• Entsprechend muss sich die internationale Dimension in
den Rahmenlehrplänen wieder finden. Dazu bedarf es ei-
ner zwischen Bund und Ländern abgestimmten Konzep-
tion, die die bisherigen Verfahren verändert. Der Zusam-
menhang von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehr-
plänen darf sich nicht mehr allein am Erfordernis von
Fremdsprachen in den beruflichen Tätigkeiten festma-
chen. Im Rahmen einer Internationalisierungsstrategie
haben die Berufsschulen einen eigenständigen Auftrag.

• Bisher war der allgemein bildende Unterricht allein Sa-
che der einzelnen Bundesländer. Dieser Unterricht wird
auch in der Regel von allgemein bildenden Lehrern er-

teilt – also Lehrern, die keinen Bezug zum fachlichen
Unterricht herstellen können. Zukünftig sollte der ge-
samte Unterricht eine Einheit bilden und durch KMK-
Rahmenlehrpläne bestimmt sein. 

• Die Implementation der internationalen Dimension sollte
über eine Prüfungsrelevanz, und zwar in den Ausbil-
dungsordnungen und in den Berufsschulen, verstärkt
werden. Die Prüfungen wären so auszugestalten, dass
der internationale Handlungsbezug hergestellt wird.
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Übersicht 1  Handlungsmöglichkeiten der Berufsausbildung in den Betrieben zur
Förderung von „Netzkompetenz“

hoch

Ausbildung ausbauen und
internationalisieren

Einbindung in Personal-
entwicklung und Unter-
nehmensstrategie

Zusätzlicher Sprach-
unterricht (Sprache

des Kunden)

Beteiligung von Azubis an
internationalen Projekten

Integration von Austauschen in 
die Ausbildung

Internationale Ausbildungskultur/
Ausbildungsverbünde

Internationales Unternehmensleitbild

null/gering

Berufsschule muss
einspringen
(kooperieren)

Ausländische
Praktikanten
aufnehmen

Bei Sprachen
mit Schule
kooperieren

Ausbildungsver-
bünde nutzen

Kooperation Schule/Betrieb 
bei Austauschprojekten

„ausländische“ Jugendliche
einstellen

null/gering

hoch

Für alle sollte gelten:
• offen für internat.

Aspekte
• Ausbilder qualifizieren
• Potenziale nutzen
• Kooperation mit

Schule

Internatio-
nalisierungs-

grad
Ausbildungs-
organisation

Übersicht 2  Handlungsmöglichkeiten der Berufsschulen zur Förderung von
„Netzkompetenz“

multikulturell

Weitere Sprachen (der Schüler/-innen)

Schule als multikulturellen Raum
nutzen

Austausche zur inter-
kulturellen Kompetenz

(schülerbezogen)

Weitere Sprachen
(des Kunden/der Berufe/

der Schüler)

Fremdsprachlicher Fachunterricht

Kooperation Schule/Betrieb bei
Austauschprojekten

Internationale Leitbilder in Schule
und Betrieb

monokulturell

Englisch Basiskompetenz/
Englisch Aufbau

Interkulturelle Sensibilisierung
über Umgebung
(z. B. Großstadt,
Grenznähe)

Austausche
zur inter-
kulturellen
Kompetenz

Weitere
Sprachen (des
Kunden/der Berufe)

Fachunterricht in Englisch

fachbezogene Austausche

wenig inter-
nationalisierte
Berufe

stark inter-
nationalisierte
Berufe

Für alle sollte gelten:
• Englisch
• interkulturelles

Lernen als Basis
• allgemeinen und

fachbezogenen
Unterricht verzahnen

• Prüfungsrelevanz

Schüler-
struktur

Berufsstruktur



• Die Organisationsmodelle zur Erfüllung der Berufs-
schulpflicht sollten so geregelt werden, dass Auslands-
aufenthalte – auch längerer Dauer – während der Aus-
bildung problemlos möglich sind.

Über die eigentlichen Steuerungsmöglichkeiten im dualen
System hinaus bedarf es auch Veränderungen in angren-
zenden bildungspolitischen Feldern:

• Bei der Ausgestaltung des Weiterbildungssystems soll-
ten nicht nur das Berufsbildungssystem und das Hoch-
schulsystem miteinander verknüpft werden. Mit der Ein-
führung international anerkannter Abschlüsse (bachelor,
masters) in Fortbildungsregelungen  würde ein Element
der Internationalisierung eingeführt und zugleich auch
die Attraktivität der Ausbildungsgänge erhöht.

• Im Bereich der Lehrerbildung stellt sich das generelle
Problem der Qualifizierung für die Unterrichtung in Lern-
feldern. Im Rahmen der hier notwendigen Veränderungen
(Abkehr von der Fachlehrerausbildung) ist auch dafür
Sorge zu tragen, dass zukünftig Fremdsprachenkennt-
nisse integriert vermittelt werden können. Bisher können
zumeist die Englischlehrer kaum den Bezug zu den fach-
lichen Lernzielen herstellen, wie es das integrative Kon-
zept der KMK eigentlich erfordert. Sie sind im Allgemei-
nen auch nicht in der Lage, über einzelne Fachbegriffe
hinaus die Kommunikationsfähigkeiten der Schüler in
Englisch zu verbessern. Vermutlich ist eine einheitliche
Berufsschullehrerausbildung erforderlich, die sich kon-
zeptionell an Berufsfeldern orientiert. Im Übrigen fördert
die Diskussion um Bachelor- und Master-Abschlüsse
auch für Lehrer die systemische Internationalisierung.

• In der Regel ist bei internationalen Aktivitäten in der
Berufsausbildung der Zugang zu EU-Programmen not-
wendig. Was wäre eigentlich, wenn es keine EU-Mittel
für internationale Kontakte gäbe? Die immer wieder an-
geführten „Good-Practice-Beispiele“ sind zwar wichtig,
verdecken aber zugleich auch die strukturellen Mängel
der alltäglichen Praxis. Jahrelange Zuwendungen ver-

hindern neue eigene strategische Prioritätensetzungen
an den Lernorten. Zudem fördert die Orientierung an
den Vergaberichtlinien nicht gerade die inhaltliche Krea-
tivität und Einordnung in Personalentwicklungskon-
zepte. Gefordert ist mehr Eigeninitiative der Betriebe, die
auch den notwendigen Paradigmenwechsel bei Aus-
tauschmaßnahmen weg von der primären Orientierung
an Völkerverständigung und hin zu praxisintegrierten,
grenzüberschreitenden Projekten ermöglichen könnte.

Das vorgestellte Konzept zur systemischen Integration der
internationalen Dimension in die Berufsausbildung macht
vor allem als Ganzes Sinn. Dysfunktional sind Ausweich-
strategien auf den verschiedenen Ebenen, die sich manch-
mal urwüchsig herausbilden, zufällig sind, teilweise aber
auch strukturell gefördert werden:

• Kreation neuer „europäischer“ Berufe, wie „Solarteure
für Europa“, „car mechatronics“, „Automobilmechatro-
niker“, für die es keine Regelungen gibt;

• Durchführung von fakultativem Fremdsprachenunter-
richt an Berufsschulen;

• Nutzung des Bildungsurlaubs für Auslandsaufenthalte;
• Verlagerung von Auslandsaufenthalten in die Zeit nach

der Berufsausbildung;
• Verschieben der beruflichen Anforderungen in Zusatz-

qualifikationen;
• Verlagerung der internationalen Dimension in vollzeit-

schulische Bildungsgänge und Berufsakademien;
• Verknüpfung von Berufsausbildung mit einem Studium

und damit Verlagerung ins Hochschulsystem;
• Nutzung privater Sprachschulen;
• Durchführung privater Auslandsaufenthalte.

Solche Ansätze haben das duale System sowohl inhaltlich
als auch strukturell bisher vor der internationalen Dimen-
sion „geschützt“. Wenn der Trend anhält, kann das Berufs-
ausbildungssystem in diesem Zusammenhang aber auch
leicht zum Restsystem werden. 
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E Spätestens seit der Schaffung des europäi-

schen Binnenmarktes ist die Frage nach den

notwendigen Qualifikationen für internatio-

nales berufliches Handeln in den Vordergrund

gerückt. Die zunehmende Internationalisie-

rung der Arbeitsplätze erfordert zudem eine

wachsende Mobilität der Beschäftigten – auch

mit der Option, künftig größere Abschnitte

der Lebensarbeitszeit im Ausland zu verbrin-

gen. Jungen Menschen, aber auch Fachkräften

durch berufliche Bildungsangebote die Mög-

lichkeit zu geben, sich mit fremden Kulturen

und Arbeitsweisen vertraut zu machen, ge-

winnt damit eine neue Dimension. Initiativen,

wie am Beispiel der Deutschen Bahn darge-

stellt, unterstreichen die Relevanz einer Qua-

lifizierung für den Globalisierungsprozess.

Neue personalwirtschaftliche
Herausforderungen durch Globalisie-
rung und Internationalisierung

Die schnell wachsende Bedeutung von Internationalisie-
rungs- und Globalisierungsprozessen in der Wirtschaft
zwingt immer mehr Unternehmen dazu, ihre Produkte und
Dienstleistungen zu internationalisieren und eine globale
Perspektive zu verfolgen, um sich weiterhin am Markt be-
haupten zu können. Führend in diesen Globalisierungsten-
denzen sind heute weltweit agierende Großkonzerne in
Branchen der Prozessindustrie, der Elektrotechnik, des Ma-
schinenbaus und vor allem der Automobilindustrie. Zu-
nehmend gerät aber auch die mittelständische Industrie
unter den Druck, sich durch einschlägige Aktivitäten als
„global player“ zu profilieren. 

In einer im April 2000 durchgeführten Umfrage zur Ent-
wicklung von Ausbildung und Beschäftigung befragte das
Institut der deutschen Wirtschaft ca. 4.000 Unternehmen
nach ihren internationalen Aktivitäten und den Konse-
quenzen von Globalisierung und Internationalisierung für
die Qualifikation von Fachkräften und Auszubildenden
(LENSKE/WERNER 2000). Von den Unternehmen, die sich
selbst als international aktiv einstufen, unterhält ein Drit-
tel Standorte im Ausland (Abb. 1). Fast drei Viertel dieser
Zielgruppe betreiben internationalen Handel. Dass dabei
keineswegs an den Grenzen der Europäischen Union Halt
gemacht wird, zeigt, dass der Anteil der Unternehmen mit
Geschäftskontakten innerhalb der EU (71 Prozent) lediglich
6 Prozentpunkte über demjenigen mit sonstigen Ländern
liegt (65 Prozent).

Diese zunehmende internationale Ausrichtung der Unter-
nehmen bewirkt nicht nur erhebliche Verschiebungen in
der Arbeitsteilung auf internationaler und nationaler
Ebene, die sich heute bereits in neuen Formen des In- und
Outsourcing und des Aufbaus differenzierter Netzwerke
zwischen Herstellern und Zulieferern andeuten. Vielmehr
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beinhalten diese Globalisierungstendenzen auch neue He-
rausforderungen an die Lernfähigkeit von Unternehmen
und ihre Mitarbeiter: die Bedeutung nicht nur von Fremd-
sprachen, sondern von interkulturellen Kompetenzen und
einer globalen Diffusion von Wissen und Know-how auf
der Ebene von Führungskräften – aber auch von Fachkräf-
ten – steigt.

Diese neuen personalwirtschaftlichen Herausforderungen
von Internationalisierung und Globalisierung – verbunden
mit wachsenden Anforderungen an das Personalmanage-
ment und an Strategien der Qualifikationsanpassung –
wurden jedoch in der Vergangenheit nur unzureichend be-
leuchtet. Ähnlich wie in der Forschung zur Internationali-
sierung, in der marktliche und unternehmensstrategische
Aspekte der Globalisierung nach wie vor das Untersu-
chungsinteresse beherrschen, deutete auch vieles in der
Praxis darauf hin, dass Unternehmen in der Vorbereitung
von Internationalisierungsmaßnahmen  zwar sehr sorgfäl-
tig die marktlichen Expansionsstrategien, d. h. den Tech-
nikeinsatz, die Finanzierung und die Produktionsorga-
nisation planen, aber dazu neigen, die Effekte von Perso-
nalrekrutierung und -einsatz, von Qualifikation und
Qualifizierung für einen nachhaltigen Internationalisie-
rungsprozess zu unterschätzen (MEIL/DÜLL, S. 8).

Aktuelle Untersuchungen, die sich mit Fragen internatio-
naler Unternehmenszusammenschlüsse und den sich da-
raus ergebenden personalwirtschaftlichen und unterneh-
menskulturellen Problemen beschäftigen (APFELTHALER/
REDER/MÜLLER 1999; SCHMIDT/SCHELLER 1999), bestätigen,
dass im Zuge internationaler Unternehmenszusammen-
schlüsse die personalwirtschaftlichen und unternehmens-
kulturellen Probleme steigen. In die gleiche Richtung wei-
sen die Ergebnisse der Befragung bei 84 global agierenden
Unternehmen, die das ISF in München in 1998/99 durch-
geführt hat (MEIL/DÜLL, S. 7 ff.). Angesprochen auf ihre Er-
fahrungen und Praktiken im Qualifikationsmanagement bei
Internationalisierungsstrategien, räumt die Mehrzahl der
befragten Unternehmen „Schwächen bei der Bereitstellung
von Informationen und Qualifikationen (ein), die für die
Einleitung von Internationalisierungsmaßnahmen als er-
forderlich angesehen werden“ (Ebenda, S. 8).

Wesentliche neue personalwirtschaftliche Aufgaben wer-
den von den Unternehmensvertretern vor allem an der Ent-
sendung von Führungskräften ins Ausland festgemacht
und Sprachkenntnisse und Managementkapazitäten hier-
bei als vorrangige Hindernisse der Internationalisierung
genannt. Mehr und mehr greift jedoch auch die Erkenntnis,
dass ein auf Internationalisierung ausgerichteter Qualifi-
zierungsbedarf in den Unternehmen kaum länger allein auf
der Ebene von Führungskräften zu verorten ist, sondern
immer stärker auch neue personalwirtschaftliche Strategien
auf der Ebene der Fachkräfte erfordert. Denn zu den ent-
scheidenden Wettbewerbsfaktoren von global aktiven Un-
ternehmen zählt in Zukunft immer mehr ein Ressourcen-
management, dass auf Aspekte eines global ausgerichteten
Wissens- und Know-how-Transfers, auf interkulturell kom-
munizierbare Verhaltensmuster der Beschäftigten und die
Erfüllung differenzierter, weltweit ausgerichteter Kunden-
wünsche ausgerichtet ist. 
Wie die oben genannte Untersuchung des IW zeigt, benö-
tigt heute ein immer größerer Teil der beschäftigten Fach-
kräfte internationale Berufskompetenz (Abb. 2): In 37 Pro-

Standorte im Ausland Ausland insgesamt EU-Ausland Sonstiges Ausland

Ja 36,6 31,5 31,9

Nein 63,2 66,5 64,9

K. A. 0,1 2,1 3,2

Insgesamt 100,0 100,0 100,0
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Abbildung 1  Standorte im Ausland (in Prozent der Unternehmen)

Quelle: Lenske/Werner: IW-Umfrage zu Ausbildung und Beschäftigung 2000

Internationale Berufsbereich
Qualifikationen

kaufm. gew.-techn. IT-Berufe insgesamt
Berufe Berufe

Berufsbezogene
Fremdsprachenkenntnisse 28,4 20,8 40,3 32,4

Internationale Fachkenntnisse 21,3 15,3 25,3 21,6

Sonstige internationale
Kenntnisse und 
Qualifikationen 16,7 11,2 18,3 15,9

Abbildung 2  Anteil an Fachkräften, die regelmäßig „internationale
Qualifikationen“ anwenden (in Prozent der Fachkräfte)

Quelle: Lenske/Werner: IW-Umfrage zu Ausbildung und Beschäftigung 2000
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zent aller international aktiven Unternehmen muss ein be-
stimmter Anteil regelmäßig internationale Qualifikationen
anwenden. Im Vordergrund stehen berufsbezogene Fremd-
sprachenkenntnisse: Knapp ein Drittel der Beschäftigen
benötigt diese Qualifikationen regelmäßig. Es folgen inter-
nationale Fachkenntnisse (22 Prozent) und sonstige inter-
nationale Kenntnisse und Qualifikationen.

Fremdsprachenkenntnisse genießen danach hohe Priorität.
Doch auch internationale Fachkenntnisse und interkultu-
relle Kompetenzen, wie „Toleranz und Anpassungsbereit-
schaft gegenüber anderen kulturellen Werten und Nor-
men“, „Fähigkeit, sich in andere hineinzuversetzen“, „Den-
ken in internationalen, globalen Bezügen“, gelten als
entscheidende Voraussetzungen für die gestellten Erwar-
tungen. Für zunehmend mehr Unternehmen stellt sich da-
her die Frage: Wie kann man die Globalisierungskompe-
tenzen und die Mobilität von Fach- und Führungskräften
in Zukunft deutlich erhöhen, und wie lässt sich dieser spe-
zifische, auf Internationalisierung ausgerichtete Qualifizie-
rungsbedarf in den Untenehmen systematischer fassen und
aktiv bewältigen? 

Bildungspolitische Initiativen zur
Mobilitätsförderung in der beruf-
lichen Bildung 

Während das wissenschaftliche Interesse und forschungs-
relevante Themen zu Fragen des internationalen Perso-
nalmanagements sich vornehmlich auf Defizite in der uni-
versitären Ausbildung von Ingenieur- und betriebswirt-
schaftlichen Qualifikationen konzentrieren, gerät allzu oft
aus dem Blick, was im Bereich der Ausbildung von Fach-
kräften bereits seit Jahren angedacht und mit der Verab-
schiedung des europäischen Programms „Leonardo da
Vinci“ Ende 1994 schrittweise praktiziert wird. Im Rahmen
dieses Programms, dessen erste Phase sich auf die Jahre
1995 bis 1999 erstreckte und das in 2000 in einer zweiten
Phase nochmals auf weitere 7 Jahre (2000–2006) verlän-
gert wurde, standen bislang europaweit insgesamt rd. 760
Mio. ECU für Initiativen zur Verfügung, durch die die Qua-
lität der Berufsbildung in den europäischen Mitgliedsstaa-
ten gefördert wurde und die zur Erhöhung der Leistungs-
fähigkeit der Berufsbildungssysteme beitragen sollen.
Zu den wesentlichen Förderinstrumenten des Leonardo-da-
Vinci-Programms zählen neben grenzüberschreitenden
Pilotprojekten vor allem Austausch- und Vermittlungs-
maßnahmen (mindestens 30 Prozent des Budgets). Im Rah-
men dieser Austausch- und Vermittlungsmaßnahmen, den
sog. „Mobilitätsprojekten“ konnten berufliche Lernaufent-
halte und Arbeitspraktika von jungen Leuten und Berufs-
bildungspraktikern europaweit in weit größerem Umfang
realisiert werden als in allen früheren Einzelprogrammen

zusammen. Für den Zeitraum von 1995 bis 1999 wurden
etwa 7.000 Mobilitätsprojekte gefördert, die dezentral in
den Mitgliedsstaaten vergeben und insgesamt mit über 150
Mio. ECU ausgestattet wurden. Über 150.000 Jugendliche
in der beruflichen Erstausbildung, junge Arbeitnehmer in
der beruflichen Weiterbildung, studentische Praktikanten,

Ausbilder etc. konnten europaweit an Mobilitätsmaßnah-
men teilnehmen und im europäischen Ausland ihre fachli-
chen, fremdsprachlichen und interkulturellen Kompeten-
zen erweitern. Die beteiligten Partnerbetriebe und Bil-
dungseinrichtungen hatten ihrerseits die Gelegenheit, neue
Eindrücke zu gewinnen und internationale Kontakte auf-
zubauen.
Die Resonanzen auf die Wirkungen dieses Programms sind
positiv. Nicht nur von Seiten der Europäischen Kommis-
sion und den nationalen Akteuren, die mit der Durch-
führung des Programms betraut waren, wird ausdrücklich
gewürdigt, dass durch dieses Programm und insbesondere
durch die hohe Beteiligungsrate an Mobilitätsprojekten
junge Menschen aus ganz Europa in der Ausbildung und
Arbeit zusammengebracht wurden und Möglichkeiten hat-
ten, die jeweiligen Kulturen und Denkweisen vorurteilsfrei
kennen zu lernen. Auch die Sozialparteien und die betei-
ligten Praktiker aus Berufsschulen, Betrieben und Kam-
mern, die sich an Mobilitätsmaßnahmen beteiligten, haben
ihre anfängliche Skepsis aufgegeben und sehen darin
durchaus einen Know-how-Gewinn sowohl für die Betei-
ligten als auch für die Unternehmen. 

Initiativen zur Internationalisierung
betrieblicher Bildungs- und Personal-
arbeit: das Beispiel der Deutschen
Bahn AG

Von Interesse ist darüber hinaus, inwieweit die Betriebe
durch eigene Qualifizierungsangebote den Erwerb interna-
tionaler Berufskompetenz im Rahmen ihrer Ausbildungs-
tätigkeit fördern. Wie die IW-Untersuchung zeigt (Abb. 3),
bietet fast jeder zweite Ausbildungsbetrieb der Unterneh-
men, die sich als international aktiv eingeschätzt haben,
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Qualifizierungsmaßnahmen zur Förderung internationaler
Berufskompetenz an. Internationale Qualifikationen wer-
den am häufigsten bei kaufmännischen und bei IT-Auszu-
bildenden gefördert, und zwar von mehr als der Hälfte der
Ausbildungsbetriebe. Von den gewerblich-technischen
Auszubildenden kommen hingegen nur 40 Prozent in die-
sen Genuss.

Das am häufigsten genutzte Instrument der Betriebe ist der
Einbezug von Auszubildenden in die Betreuung ausländi-
scher Partner oder Kunden: Dies praktizieren fast ein Drit-
tel aller international aktiven Betriebe. An zweiter Stelle
steht die innerbetriebliche Schulung berufsbezogener
Fremdsprachenkenntnisse, die gut ein Viertel der Betriebe
ihren Auszubildenden anbietet. Auslandspraktika sind für
Lehrlinge in immerhin 18 Prozent der Ausbildungsbetriebe
möglich. Bezogen auf diejenigen Unternehmen, die inter-
nationale Geschäftskontakte pflegen, liegt dieser Anteil bei
21 Prozent, bei jenen mit Standorten im Ausland sogar bei
28 Prozent. 

Wie sich derartige Ausbildungsinitiativen praktisch gestal-
ten und welchen Nutzen Betriebe den Möglichkeiten zum
Erwerb internationaler Berufskompetenzen beimessen, soll
im Folgenden am Beispiel der Deutschen Bahn AG skizziert
werden.

(1)  MASSNAHMEN UND STRATEGIEN ZUR INTERNA-

TIONALISIERUNG DER BERUFLICHEN BILDUNG 

Als größtes Verkehrsdienstleistungsunternehmen Europas
und mit rd. 12.000 Auszubildenden in über 30 Berufen hat
die Deutsche Bahn vor drei Jahren mit hohem Engagement
begonnen, ihre betriebliche Bildungsarbeit zu internationa-
lisieren. Sie reagiert damit rechtzeitig auf die gestiegenen
Anforderungen der Kunden an ihre Mitarbeiter. Dabei setzt
die Bahn insbesondere auf eine frühzeitige Qualifizierung
im Rahmen der dualen Berufsausbildung. 

Heute kooperiert die Deutsche Bahn mit Bahnen aus Frank-
reich, Dänemark, den Niederlanden, Tschechien, Polen und
zahlreichen anderen europäischen Staaten. Seit 1999 be-
stehen transnationale Ausbildungsgruppen mit Frankreich,
Dänemark und den Niederlanden/Belgien (trinationale
Gruppen). Ende 2001 werden mehr als 150 einen Teil ihrer
Ausbildung im europäischen Ausland verbracht haben. Der
Schwerpunkt liegt dabei im kaufmännisch-serviceorien-
tierten Bereich, mit seinem hohen Anteil an direkter und
persönlicher Kundenberatung.

(2)  BERUFSAUSBILDUNG

Insbesondere in der Zusammenarbeit mit Frankreich wur-
den völlig neue Wege einer transnationalen Ausbildung
von „Kaufleuten für Verkehrsservice“ beschritten. Ziel die-
ser Ausbildung ist es, die Interoperabilität künftiger Mit-
arbeiter im Verkauf und im Zugbegleitdienst sicherzustel-
len. Das erfordert eine hohe Kompetenz bei der Beratung
ausländischer Gäste im Inland einschließlich Servicebereit-
schaft, eine transnationale Mobilität der Mitarbeiter sowie
Kenntnisse der Produkte der Deutschen Bahn und der SNCF.

Seit 1999 werden deutsche und französische Jugendliche
in gemeinsamen Gruppen bei der Deutschen Bahn ausge-
bildet. Auf der Grundlage des Berufsbildungsgesetzes ab-
solvieren sie an mehreren Standorten (insbesondere Karls-
ruhe, Saarbrücken) eine Ausbildung in Betrieb und Berufs-
schule. Die jeweilige Gruppengröße beträgt 15 Personen
und setzt sich zur Hälfte aus Franzosen und Deutschen zu-
sammen. Für die Jugendlichen aus Frankreich ist innerhalb
der Ausbildung bei der Deutschen Bahn ein Praktikum im
Heimatland (zweites Ausbildungsjahr) vorgesehen, das
dazu dient, die spätere transnationale Einsatzfähigkeit zu
stärken. Die in diesem Praktikum vermittelten Inhalte sind
mit den betrieblichen Ausbildungsplänen abgestimmt und
werden künftig über den EUROPASS dokumentiert. Die
Ausbildung endet mit einer Abschlussprüfung vor der zu-
ständigen Industrie- und Handelskammer in Deutschland.
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Abbildung 3  Förderung internationaler Berufskompetenz durch Qualifizierungs-
angebote der Betriebe

Quelle: Lenske/Werner: IW-Umfrage zu Ausbildung und Beschäftigung 2000
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Parallel werden seit vergangenem Jahr in Frankreich junge
Deutsche und Franzosen in transnationalen Ausbildungs-
gruppen qualifiziert und schließen dort ihre Ausbildung
mit dem „bac pro service“ ab.

Weitere Internationalisierungsstrategien im Bereich Be-
rufsausbildung zielen in der Kooperation mit Frankreich
vor allem auf
• Praktika zwischen der Deutschen Bahn und der SNCF

(eine Woche, integriert in die laufende Berufsausbil-
dung), 

• Austausch von gewerblich-technischen Auszubildenden
mit der SNCF. Jeweils eine deutsche und eine franzö-
sische Auszubildendengruppe fährt im Rahmen der
Berufsausbildung in das Partnerland und vertieft ver-
kehrs- und technikspezifische Inhalte sowie ihr interkul-
turelles Know-how,

• Austausch von Ausbildern der Deutschen Bahn. Diese
absolvieren in Frankreich bei der SNCF ein Praktikum.
Ziel ist der Erwerb von Kenntnissen über Strukturen und
Produktangebote.

Nachdruck wird darüber hinaus bei der Deutschen Bahn
auf den Erwerb von Fremdsprachenkenntnissen gelegt. Alle
kaufmännisch-serviceorientierten Auszubildenden der
Deutschen Bahn vertiefen zusätzlich zum Fremdsprachen-
unterricht der Berufsschule ihre Englischkenntnisse durch
die Nutzung hochmoderner bahneigner Lernprogramme.
Auszubildende und Mitarbeiter erhalten für den Kunden-
kontakt durch ein Selbstlernprogramm die Gelegenheit,
ihren Wortschatz auszuweiten. Das Ergebnis ist positiv.
Durch den Einsatz moderner Vermittlungsformen wie FiF
(Fachvokabular im Fremdsprachentraining für den Einsatz
in der Qualifizierung von Service- und Verkaufsmitarbei-
tern) lassen sich die passiven Sprachkenntnisse aktivieren
und mögliche Hemmungen bei der Anwendung der Fremd-
sprache abbauen. 
Die EU und der Europarat haben 2001 zum Europäischen
Jahr der Sprachen (EJS) ausgerufen. Die Deutsche Bahn
fördert als Hauptsponsor das EJS aus der Überzeugung
heraus, dass das Lernen von Fremdsprachen im privaten
und beruflichen Bereich für das interkulturelle Verständ-
nis und die Mobilität innerhalb Europas immer wichtiger
wird. Sie kooperiert dabei insbesondere mit der Nationa-
len Agentur „Bildung für Europa“ beim Bundesinstitut für
Berufsbildung. Ziel der Bahn ist es, im Rahmen des EJS das
bisherige Engagement in geeigneter Form konzernweit auf
andere Bereiche auszudehnen.

(3)  FORT-  UND WEITERBILDUNG

Neben den Initiativen im Rahmen der klassischen Berufs-
ausbildung bietet die Deutsche Bahn in Kooperation mit
anderen europäischen Ländern zahlreiche transnationale
Weiterbildungsmaßnahmen an. Dazu gehören u.a.:

• SIAFI. Einführungskurse in das internationale Bahnge-
schäft und Bahnkooperationen für den Führungskräf-
tenachwuchs. Dauer 10 Tage, in Modulen, durchgeführt
von der UIC (Internationaler Eisenbahnverband, Paris).

• CENTRE. Informationsveranstaltung für Führungskräf-
tenachwuchs über den internationalen Verkehrsmarkt.
Dauer 16 Tage, Europacollege Brügge, Veranstalter Eu-
ropean Training Center for Railways, ECTR.

• IMPR (in Entwicklung). DB, SNCF, FS entwickeln unter
der technischen Koordination der UIC ein Internationales
Managementprogramm für die Bahnen. Ziel ist es, ab Ende
2001 künftige Führungskräfte der Bahnen, die über eine
mehrjährige Berufserfahrung in einer verantwortlichen Po-
sition verfügen, in drei, über ein Jahr verteilten Modulen
in strategischen Themen wie transnationales Projektma-
nagement, internationale Kooperationen im Verkehrsbe-
reich (z. B. Fusionen, Joint Ventures) zu schulen.

Angesichts der wachsenden Bedeutung transnationaler Ko-
operationen auf allen Ebenen des Unternehmens ist dies
nur der Beginn einer weit reichenden Internationalisierung
der innerbetrieblichen Bildungs- und Personalarbeit. Sie
wird sich, unter wachsender Nutzung auch mediengestütz-
ter Vermittlungs- und Kooperationsformen, in den nächs-
ten Jahren weiter verstärken.

(4)  UNTERNEHMERISCHER NUTZEN

TRANSNATIONALER BILDUNGSARBEIT 

Aus Sicht der Deutschen Bahn ist dies nur ein weiterer und
konsequenter Schritt der globalen Ausrichtung des Unter-
nehmens. Durch den Aufbau und Ausbau eines dauerhaf-
ten Kooperationsnetzwerkes mit ausländischen Partnern
der Branche werden die Voraussetzungen für einen konti-
nuierlichen Informations-, Erfahrungs- und Wissensaus-
tausch geschaffen. Die Möglichkeit, neue Erfahrungen zu
machen, in globalen Zusammenhängen zu agieren und am
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innovativen Know-how anderer zu partizipieren, wird als
wesentlicher Schritt zur Verbesserung der Marktposition
des Unternehmens gewertet.

Der mögliche Nutzen einer weit reichenden Internationa-
lisierung der innerbetrieblichen Personal- und Bildungs-
arbeit weist vielfältige Komponenten auf:

• internationale Projekte können den Personaltransfer und
die Personalrekrutierung aus internationalen Unterneh-
men in den eigenen Betrieb unterstützen. Dies gilt in be-
sonderem Maße für Spezialisten, Fach- und Führungs-
kräfte;

• die Teilnehmer an Austauschmaßnahmen bringen neue
Erkenntnisse in das Unternehmen ein, die an andere
Mitarbeiter weitergegeben werden können;

• die im Ausland erworbenen branchenspezifischen
Kenntnisse und Fertigkeiten erweitern die Fach-, Füh-
rungs- und Sozialkompetenzen der Mitarbeiter. Hierzu
gehören auch der Ausbau von Fremdsprachenkenntnis-

sen und interkulturellen
Kompetenzen, beispielswei-
se zur Leitung internationa-
ler Teams;
•  die Mitwirkung an inter-

nationalen Mobilitäts-
maßnahmen erhöht die
innerbetriebliche beruf-
liche Mobilität und ver-
bessert die Beschäfti-
gungschancen am deut-
schen und europäischen
Arbeitsmarkt;

•  Auslandsaufenthalte stei-
gern eigenständiges Han-
deln und Selbstlernkom-
petenz der Mitarbeiter;

• die Teilnahme an internationalen Projekten führt bei den
Mitarbeitern zu einem Motivationsschub und erhöht die
Identifikation mit dem eigenen Unternehmen;

• die Mitwirkenden an internationalen Projekten können
ihr eigenes betriebliches Handeln vor einem erweiterten
Hintergrund reflektieren und überprüfen, eine mögliche
Betriebsblindheit wird abgebaut bzw. ihr vorgebeugt;

• die Auslandsaufenthalte stellen für Unternehmen ein
probates Mittel im Zusammenhang mit der Überprüfung
von Belastungsfähigkeit und Potenzialentwicklung der
Mitarbeiter dar. Sie können Aufschluss darüber geben,
inwieweit Nachwuchs- und Führungskräfte in der Lage
sind, sich schnell und flexibel auf neue Gegebenheiten
einzustellen, weitgehend selbst gesteuert zu lernen, an-
dere Unternehmenskulturen in ihre Handlungen einzu-
beziehen, zu improvisieren und unter Druck Ergebnisse
zu bringen. Hieraus lassen sich Rückschlüsse auf ihre
weitere innerbetriebliche Verwendbarkeit ableiten;

• durch attraktive internationale Bildungsangebote lässt
sich unternehmensintern ein Imagegewinn des Bil-
dungsbereiches erzielen;

• bei Fach- und Führungskräften, aber auch leistungsstar-
ken Schulabsolventen, werden Möglichkeiten eines Aus-
landseinsatzes immer häufiger zu einem Kriterium bei
der Entscheidung für oder gegen ein Unternehmen. In-
ternationale Bildungsangebote tragen zur Steigerung der
Wettbewerbsposition des Unternehmens auf dem Arbeits-
markt bei der Suche nach geeigneten Mitarbeitern bei.

Ausblick

Vieles spricht dafür, dass die Anforderungen an eine glo-
bale Ausrichtung deutscher Unternehmen in den kommen-
den Jahren weiter steigen werden. Verstärkte Qualifizie-
rungsleistungen der Unternehmen, aber auch in hohem
Maße Eigeninitiative und Mobilitätsbereitschaft der Mitar-
beiter sind daher erforderlich, um berufliche Kompetenzen
auf- und auszubauen, die im internationalen Kontext ge-
nutzt werden können. Die Dringlichkeit einer Qualifizie-
rung für den Globalisierungsprozess gerät damit zu einer
Herausforderungen an eine stärkere internationale Aus-
richtung der beruflichen Aus- und Weiterbildung in
Deutschland. Maßnahmen, wie von der Deutschen Bahn
AG erfolgreich beschritten, können dabei durchaus exem-
plarischen Charakter für zukünftige Qualifizierungsstrate-
gien global agierender Unternehmen haben. Weitere Über-
legungen sind deshalb darauf zu konzentrieren, derartige
Modelle rasch zu verbreiten und auch für Klein- und Mit-
telbetriebe adaptierbar zu machen. 
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E Die Diskussion um lebenslanges Lernen ist

nicht neu. Seit Jahren wird lebenslanges Ler-

nen in politischen Grundsatzreden themati-

siert. Die Europäische Union rief 1996 zum

„Jahr des lebenslangen Lernens“ auf. Wichti-

ge bildungspolitische Gremien und Diskussi-

onsforen wie die Bund-Länder-Kommission,

die Kultusministerkonferenz (KMK), das

Forum Bildung oder das Bündnis für Arbeit

setzen sich mit dem Konzept des lebenslangen

Lernens auseinander.

Am 31. Oktober 2000 legte die Europäische Kommission
ein „Memorandum über lebenslanges Lernen“ vor.2 Grund-
lage des Memorandums war ein Beschluss des Ministerrats
(Bildung) vom März 2000 in Ferra/Portugal. In den
Schlussfolgerungen des Rates werden „Mitgliedstaaten, Rat
und Kommission gebeten, im Rahmen ihrer Zuständigkei-
ten kohärente Strategien und Maßnahmen zu identifizie-
ren mit dem Ziel, lebenslanges Lernen für alle zu fördern.“3

Kernaussagen des „Memorandums
über lebenslanges Lernen“

Einerseits ist „lebenslanges Lernen“ unabdingbar für die
Ausübung einer aktiven Staatsbürgerschaft. Die Komple-
xität der europäischen Gesellschaften hat deutlich zuge-
nommen. Gesellschaftliche Teilhabe und Partizipation set-
zen ein zunehmend höheres Niveau an Wissen und Kennt-
nissen voraus. Nur durch lebenslanges Lernen kann dieses
Niveau dauerhaft aktualisiert werden. Andererseits ist
„lebenslanges Lernen“ wesentliche Voraussetzung für die
Beschäftigungsfähigkeit des Einzelnen, der Vollbeschäf-
tigung und letztlich der Wettbewerbsfähigkeit der euro-
päischen Volkswirtschaft.4

Nach Auffassung der Kommission besteht in der Europäi-
schen Union ein breiter Konsens über die Bedeutung des
lebenslangen Lernen. Allerdings ist die Umsetzung trotz
vielfältiger Beschlüsse unzureichend.5 Die mit dem Memo-
randum verbundene Initiative soll genau hier ansetzen.

Das „Memorandum über lebenslanges Lernen“ umfasst
sechs „Grundbotschaften“6:

1. Neue Basisqualifikationen für alle
Das Memorandum definiert fünf Grundqualifikationen,
über die jeder Bürger in Zukunft verfügen soll, um an der
„wissensbasierten Gesellschaft und Wirtschaft teilhaben“
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(zu können): IT-Kompetenz, Fremdsprachen, Technologie-
kultur, Unternehmergeist und Sozialkompetenzen. Die ge-
nannte Basisqualifikationen gehen zurück auf die Schluss-
folgerungen des Europäischen Rates von Lissabon. Sie sol-
len den Bürgern eine aktive Teilhabe am „Arbeitsleben, am
Familienleben und am Leben im Gemeinwesen auf allen
Ebenen, von der lokalen bis zur europäischen Ebene“ 7 er-
möglichen.

2. Höhere Investitionen in Humanressourcen
Die Pro-Kopf-Investitionen in Humanressourcen sollen
künftig deutlich gesteigert werden. Die Palette der Maß-
nahmen reicht von tarifvertraglichen bis zu steuerrecht-
lichen Regelungen. Der Begriff der Investition wird im
volkswirtschaftlichen Sinne verstanden und nicht aus-
schließlich auf staatliche Ausgaben bezogen. Angestrebt
werden individuelle Anreizsysteme, Regelungen zur Kofi-
nanzierung von lebenslangem Lernen und die Nutzung der
Instrumente der Strukturpolitik zur Verbesserung der In-
frastruktur.

3. Innovation bei Lehren und Lernen: Entwicklung wirksa-
mer Lehr- und Lernmethoden

Mit dieser Bezeichnung wird nicht nur eine technologische
Innovation angesprochen, sondern insbesondere die An-
passung der Lehr- und Lernmethoden an einen veränderten
gesellschaftlichen Kontext. Stichworte hierfür sind das ver-
änderte Verhältnis von Erstausbildung und Weiterbildung
sowie die veränderte Rolle des Bildungspersonals in Bil-
dungsprozessen. Veränderte Lernarrangements sollen die
Spezifika bestimmter Zielgruppen besser berücksichtigen.
Auch sollen die Fähigkeiten zu selbst gesteuertem Lernen
stärker unterstützt werden.

4. Anerkennung/Anrechnung formeller und informeller
Qualifikationen

Angesichts der zunehmenden Konkurrenz auf dem Ar-
beitsmarkt und den wachsenden fachlichen Anforderungen
wächst der Bedarf an entsprechenden Qualifikationsnach-
weisen. Von besonderer Bedeutung sind die Zertifizierung
informellen Lernens und die gegenseitige Anerkennung in
Europa. Ziel ist es, Transparenz für Lernende und Arbeit-
geber im Hinblick auf einen (europäischen) Arbeitsmarkt
zu schaffen.

5. Umdenken in Berufsberatung und Berufsorientierung
Beratung soll zu einer für alle jederzeit zugänglichen
Dienstleistung werden, sich an den Bedürfnissen und Er-
fordernissen der Nutzer orientieren und ganzheitlich aus-
gerichtet sein. Sie soll die Beratung zu Lernmöglichkeiten
in ganz Europa während des ganzen Lebens umfassen. Be-
rufsberatung soll einen ganzheitlichen Ansatz verfolgen
und mit anderen Beratungsdiensten besser vernetzt wer-
den.

6. Überbrückung von räumlichen Distanzen durch die Nut-
zung neuer Technologien

Ziel ist es, Möglichkeiten für lebenslanges Lernen in un-
mittelbarer Nähe der Lernenden zu schaffen und dabei ge-
gebenenfalls IKT-basierte Techniken zu nutzen. Lernen er-
folgt überwiegend in lokalen Zusammenhängen. Durch die
Schaffung von Lernzentren dort, wo die meisten Menschen
sind, soll dem Rechnung getragen werden.

Begleitend sollen Indikatoren entwickelt werden, die in un-
mittelbarem Zusammenhang mit den sechs Botschaften des
Memorandums stehen.

Europäischer Rat von Lissabon 8: neue
Rahmenbedingungen für die euro-
päische Bildungszusammenarbeit

Die Bedeutung des Memorandums der EU-Kommission er-
schließt sich erst vor dem Hintergrund der dynamischen
Entwicklung der europäischen Bildungszusammenarbeit.
Eine entscheidende Etappe stellen die Entschließungen des
Rates von Lissabon dar.

In den achtziger und neunziger Jahren wurde in der euro-
päischen Bildungszusammenarbeit das Instrument der
europäischen Aktionsprogramme zunächst eingeführt und
später systematisiert und verfeinert. Die Aktionsprogramme
Leonardo da Vinci und Sokrates sind wichtige Instrumente,
um Innovation, Mobilität und Erfahrungsaustausch zwi-
schen den Akteuren der Bildungssysteme zu fördern. Sie
funktionieren im Wesentlichen nach dem „Bottom up Ap-
proach“: Die zugrunde liegenden Ratsbeschlüsse definie-
ren allgemeine Gebiete der Zusammenarbeit. Die konkrete
Ausgestaltung und thematische Konkretisierung erfolgt im
Rahmen von Projekten, die von Schulen, Hochschulen, Un-
ternehmen etc. beantragt werden. Der europäische Rat der
Bildungsminister beschäftigte sich darüber hinaus mit je-
weils spezifischen bildungspolitischen Themen, die sich in
Resolutionen und Entschließungen im Rahmen der jewei-
ligen Präsidentschaft niederschlugen. Solche Entschließun-
gen stellten in der Regel einen Minimalkonsens dar und
blieben weitgehend ohne Folgen.

Seither hat sich in der europäischen Bildungszusammen-
arbeit Grundlegendes verändert:
• Auf dem Gebiet der Beschäftigungspolitik (sog. Luxem-

burg-Prozess) vereinbarten die Mitgliedstaaten beschäf-
tigungspolitische Leitlinien, in denen erstmals konkrete,
überprüfbare Beschäftigungsziele auf Ebene der EU defi-
niert werden.9 Dieses Aktionsprogramm setzt auch die
Bildungsminister unter Zugzwang, da eine wirkungs-
volle Beschäftigungspolitik nicht ohne bildungs- bzw.
berufsbildungspolitische Maßnahmen umzusetzen ist.
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• Die Bildungsminister strafften ihre Zusammenarbeit und
führten die sog. „roling agenda“ („fortgeschriebene Ta-
gesordnung“) ein.10 Mit diesem Instrument wird erstmals
die kontinuierliche Bearbeitung zentraler Themen auch
unter den Bedingungen wechselnder Ratspräsidentschaf-
ten sichergestellt.

• Die Bildungsminister organisieren ihre Zusammenarbeit
künftig nach der Methode der „offenen Koordination“.
Aus Sicht der EU-Kommission führt diese Methode auf
längere Sicht zur Festlegung von Leitlinien für die
Union, die kombiniert werden mit spezifischen Zeitplä-
nen für die Umsetzung  der kurz-, mittel- und langfri-
stigen Ziele:
– „Die Entwicklung geeigneter quantitativer und quali-

tativer Indikatoren und Benchmarks, die die weltweit
höchsten Standards widerspiegeln und die auf die Be-
dürfnisse der verschiedenen Mitgliedstaaten und Sek-
toren zugeschnitten sind und ein Instrument für den
Vergleich der besten Praktiken bieten;

– Übertragung dieser europäischen Leitlinien in natio-
nale und regionale Strategien durch die Festlegung
spezifischer Ziele und Ergreifen geeigneter Maßnah-
men unter gebührender Berücksichtigung der nationa-
len und regionalen Unterschiede;

– Regelmäßiges Monitoring, Evaluierung und gegensei-
tige Prüfung (,peer reviews‘), die so organisiert sind,
dass jeder von dem anderen lernen kann.“11

• Der Rat von Lissabon 2000 hat sich erstmals grundsätz-
lich mit Fragen der Bildungspolitik auf Ratsebene be-
fasst. So werden die Bildungsminister aufgefordert, im
Frühjahr 2001 einen umfassenden Bericht vorzulegen
und „allgemeine Überlegungen über die konkreten künf-
tigen Ziele der Bildungssysteme anzustellen und sich da-
bei auf gemeinsame Anliegen und Prioritäten zu kon-
zentrieren (...)“12.

• Der dem Rat von Stockholm 2001 vorgelegte Bericht der
Bildungsminister umfasst ein an programmatischen Zie-
len ausgerichtetes Arbeitsprogramm, in dem Aktivitäten
im Zusammenhang mit der Umsetzung des Konzeptes
des lebenslangen Lernen eine zentrale Rolle spielen. Es
erwähnt erstmals die Möglichkeit, die avisierten Ziele
„zu messen“, Bereiche für gegenseitige Prüfung („peer
review“) zu identifizieren sowie Indikatoren für die Ziel-
erreichung festzulegen.13

Seit 1998/99 entwickelt sich also jenseits der EU-Aktions-
programme eine bedeutsame bildungspolitische Aktions-
ebene. Die beteiligten Akteure sind gewillt, auf europäi-
scher Ebene handlungsfähig zu sein, Ziele zu vereinbaren
und gegebenenfalls mit wirksamen Maßnahmen umzuset-
zen. Bisher tabuisierte Instrumente wie die Entwicklung
von Indikatoren, Benchmarking oder „peer review“ werden
zusehends akzeptiert. 

Die Europäische Kommission nutzte ihrerseits diese Kon-
stellation zu drei grundlegenden bildungspolitischen Ini-
tiativen. Hierzu zählen
• die Ernennung des Jahres 2001 gemeinsam mit dem

Europarat zum „Europäischen Jahr der Sprachen“;
• die Initiativen eEurope und eLearning14, die in erheb-

lichem Maße die Bildungspolitik betreffen;
• das „Memorandum über lebenslanges Lernen“.

Daneben hat der Europäische Rat von Nizza den Aktions-
plan Mobilität beschlossen, der weitgehende Forderungen
an die Mitgliedstaaten beinhaltet und nicht nur den Kom-
petenzbereich der Bildungsminister betrifft.15

Blieben Grundsatzmitteilungen der EU-Kommission bisher
in der Regel ohne unmittelbare Folgeaktivitäten, so hat
sich dies in jüngster Zeit verändert. Die EU-Kommission
hat im Rahmen der Initiative eLearning ein Aktionspro-
gramm16 vorgelegt, das weit reichende politische Zielset-
zungen verfolgt und eine Koordination der in unterschied-
lichen Programmen verankerten Aktivitäten zum eLearning
vorsieht. Im Unterschied zu den Aktionsprogrammen der
EU besteht der Aktionsplan in einer Bündelung bereits be-
stehender Aktivitäten und Programme der EU (ESF, Bil-
dungs- und Forschungsprogramme, Aktivitäten der EIB)
sowie einer politischen Koordination. 
Das „Memorandum über lebenslanges Lernen“ steht am
gleichen Ausgangspunkt wie die Mitteilung der Europäi-
schen Kommission zum eLearning aus dem Jahr 2000:
Nach Abschluss der Konsultationen soll noch im Jahr 2001
ein europäischer Aktionsplan der Europäischen Kommis-
sion vorliegen. Die Mitgliedstaaten sind zudem aufgefor-
dert, nationale Aktionspläne zu erstellen. Angesichts der
Dynamik der europäischen Bildungszusammenarbeit ist
damit zu rechnen, dass diese Aktionspläne substanzielle
Auswirkungen auf die Bildungspolitik der Mitgliedstaaten
haben werden.

Bewertung der Kernaussagen des
Memorandums 17

An das Memorandum kann sicherlich nicht der gleiche
Maßstab angelegt werden wie an ein nationales Strategie-
papier. Hierfür sind die Ausgangsbedingungen in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union, den Staaten des
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Europäischen Wirtschaftsraumes und den künftigen Bei-
trittsstaaten zu unterschiedlich. Aus fachlicher Sicht schei-
nen mir folgende Anmerkungen angebracht:.
Das Memorandum liefert keine substanziell neuen Vor-
schläge zur Realisierung des Konzeptes vom „lebenslangen
Lernen“. Wesentliche Kernaussagen des Memorandums sind
seit längerem Gegenstand bildungspolitischer Diskussionen
und spätestens seit dem Europäischen Jahr des Lebenslan-
gen Lernens 1996 in die europäische Diskussion eingeführt.
Dem Memorandum gebührt jedoch das Verdienst, sie syste-

matisiert zu haben. Aus deutscher Sicht sind vor allem die
Aussagen zur Zertifizierung, der Anerkennung informellen
Lernens sowie zur Finanzierung des lebenslangen Lernens
von Bedeutung. 

• Zertifikate haben auf dem deutschen Arbeitsmarkt eine
erhebliche Bedeutung. Jenseits der schulischen Bildung,
der beruflichen Erstausbildung und der Hochschulbil-
dung fehlen jedoch Strukturen und Systematiken, um
Zertifikate zuordnen zu können. Insofern wäre sehr zu
begrüßen, wenn ein umfassendes Zertifizierungssystem
entstehen würde. In unmittelbarem Zusammenhang da-
mit steht die Frage nach der Anerkennung informellen
Lernens. Lernprozesse sind in hohem Maße in Arbeits-
prozesse integriert, und Lernen am Arbeitsplatz sowie
Kompetenzentwicklung in Arbeitsprozessen finden in
hohem Maße in informellen Lernprozessen statt. In
Deutschland gibt es bisher keine entwickelte Praxis,
diese Form der beruflichen Weiterbildung zu zertifizie-
ren.18 Weitgehend ungelöst blieben bisher alle Bemühun-
gen, eine umfassende gegenseitige Anerkennung beruf-
licher Qualifikationen zu erzielen. Nennenswerte Aus-
nahmen stellen die Hochschulabschlüsse sowie die
Abschlüsse so genannter geregelter Berufe dar. Die Ein-
führung des Europasses Berufsbildung stellt zwar ein
System der Bescheinigung von im Ausland erworbenen
Qualifikationen dar, diese Bescheinigung ist jedoch auf
einen sehr kleinen Bereich beschränkt und stellt keine
Anerkennung im rechtlichen Sinne dar.

• Zu begrüßen sind Forderungen nach höheren Investitio-
nen in Humanressourcen. Eine Analyse der Defizitberei-
che öffentlicher Bildungsfinanzierung steht noch aus.
Auch fehlen Aussagen zu den Steuerungsinstrumenten,
um zusätzliche Mittel wirksam einsetzen zu können.

Bei anderen wichtigen Fragestellungen bleibt das Memo-
randum zu oberflächlich und undifferenziert. Nicht immer
ist ersichtlich, ob dies dem europäischen Charakter des Me-
morandums oder fehlender analytischer Durchdringung
geschuldet ist. 

• Das Memorandum ist weitgehend fixiert auf erwerbs-
tätige oder zumindest potenziell erwerbstätige Personen.
Wichtige Aussagen der sechs Botschaften lassen sich nur
unter den Umständen eines Beschäftigungsverhältnisses
realisieren oder zielen auf eine künftige Beschäftigungs-
fähigkeit ab. Dies trifft beispielsweise auf die Aussagen
zu den Defiziten der Zertifizierungssysteme und der
individuellen Lernkonten zu. 

• Zu undifferenziert sind Aussagen über „benachteiligte“
Gruppen in unserer Gesellschaft. Die Bandbreite von Be-
nachteiligungen ist immens: Menschen können von ge-
sellschaftlicher Teilhabe auf Grund ihres sozialen Status,
ihres Alters, ihres Geschlechts, der Region, in der sie le-
ben etc. ausgeschlossen sein. Die dynamische Entwick-
lung der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien wird einen weiteren Faktor hinzufügen („Digital Di-
vide“): So vielfältig die Ursachen einer Benachteiligung,
so differenziert sollten auch die Lösungsansätze sein.
Leider gehen vom Memorandum hierzu keine Impulse
aus.

• Wenig Berücksichtigung fand der Aspekt der Qualitäts-
sicherung im Rahmen des lebenslangen Lernens, der ge-
rade in Deutschland in der aktuellen Diskussion eine
wichtige Rolle spielt.

• Thematisiert werden muss das Verhältnis von beruflicher
Erstausbildung und lebenslangem Lernen. Auch künftig
muss eine fundierte Erstausbildung Grundlage einer le-
benslangen beruflichen Qualifizierung sein. Lebenslan-
ges Lernen darf nicht zu einer Auflösung des Berufs-
konzeptes führen. 

Ausblick

In den vergangen zwei Jahres ist – von der Öffentlichkeit
weitgehend unbemerkt – ein Ruck durch die europäische
Bildungszusammenarbeit gegangen. Bildungsminister und
EU-Kommission führen Begriffe im Munde, die noch vor
einigen Jahres tabu waren. Vor allem auf der Ebene des
Rates wird intensiv über grundlegende Fragen der künf-
tigen bildungspolitischen Entwicklung diskutiert. Die
Schritte hin zu einer gemeinsamen europäischen Beschäf-
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tigungspolitik haben hierzu ebenfalls beigetragen. Von ent-
scheidender Bedeutung ist jedoch der Rat von Lissabon.
Die Bildungsminister finden sich nunmehr in einem über-
geordneten politischen Kontext wieder.19 Diese Entwicklung
ist zu begrüßen. Ohne eine verstärkte Hinwendung zu Fra-
gen von Bildung und Qualifikation ist die Zukunft EU-Eu-
ropas nicht zu gestalten. 

Die EU-Aktionsprogramme Leonardo da Vinci und Sokra-
tes werden in der europäischen Bildungspolitik auch wei-
terhin eine wichtige Rolle spielen. Noch hat sich die
Diskussion nicht in der Praxis der Programme niederge-
schlagen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die zurzeit
zu beobachtende latente Abkopplung der Programme von
der politischen Diskussion nicht lange anhalten wird, stel-
len diese Programme doch das zentrale Implementierungs-
instrument der Generaldirektion Bildung und Kultur der
Europäischen Kommission dar.

An die Seite der Aktionsprogramme treten Elemente bil-
dungspolitischer Koordination, die nicht an den Grenzen
traditioneller Ressortzuständigkeiten in den Mitgliedstaa-
ten Halt machen werden. Das Instrument der politischen
Koordination zählt an sich nicht zu den ursprünglichen In-

strumenten der Europäischen Union. Bisher hat sich die EU
in erster Linie auf Instrumente der Rechtssetzung (legisla-
tion) gestützt. Seit Mitte der 90er-Jahre erfolgt jedoch in
einer Reihe von Politikfeldern wie der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik, der Asylpolitik oder der Beschäftigungspolitik
eine politische Koordination.20 Koordination, Benchmar-
king und die Entwicklung von Indikatoren führen zu ei-
nem erhöhten Wettbewerbsdruck zwischen den Mitglied-
staaten. Der Vergleich ist das Ende der Gemütlichkeit. Da-
mit steht die nationale Bildungspolitik vor einer neuen
Herausforderung, wenn die zuletzt gefassten Beschlüsse
keine Lippenbekenntnisse bleiben sollen.

Das „Memorandum zum lebenslangen Lernen“ ist nach der
Initiative eLearning das zweite große bildungspolitische
Projekt der EU, das unter den veränderten Bedingungen
der „offenen Koordination“ stattfindet. Das Memorandum
wirft eine Reihe von grundsätzlichen Fragen auf. Eine
wirklich breite öffentliche Diskussion steht noch am An-
fang. Viele Beiträge in dieser Debatte werden zunächst
konkrete Festlegungen und Konsequenzen auf europäischer
Ebene meiden. Aber der herbeigerufene Geist kann nicht
mehr in die Flasche zurück. 
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E Eine Arbeitsgruppe mit Experten vom Bun-

desinstitut für Berufsbildung und Fachleuten

aus Verwaltung und Forschung aus Frankreich

hat sich im Oktober 2000 in Bonn getroffen,

um die Programme zum Abbau der Jugend-

arbeitslosigkeit in den beiden Ländern mit-

einander zu vergleichen und um zum gegen-

seitigen Nutzen besonders erfolgreiche und

innovative Ansätze dieser Programme heraus-

zuarbeiten. Grundlage des Treffens war die im

Rahmen der 74. Deutsch-Französischen Gipfel-

konsultationen am 30. November 1999 in Paris

verabschiedete „Gemeinsame Erklärung über

Initiativen zur Ausbildung, Qualifizierung und

Beschäftigung von Jugendlichen“. 

Der Auftrag

In ihrer Gemeinsamen Erklärung stellten die für Bildung
und Erziehung verantwortlichen Ministerinnen Edelgard
Bulmahn und Claude Allègre fest, „beide Länder messen
der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit höchste Prio-
rität bei“. Die hierzu entwickelten nationalen Programme
sollen „insbesondere junge Menschen mit schlechteren
Startchancen beruflich qualifizieren und ihnen Beschäfti-
gungschancen eröffnen“. Die vorgeschlagene vertiefte Ko-
operation beider Länder dient, so die Erklärung weiter,
„dem Ziel, neue Erkenntnisse und Erfahrungen für die je-
weiligen nationalen Initiativen zu gewinnen und Möglich-
keiten für gemeinsame Aktivitäten zu erschließen“.

Die Ausgangslage: Jugendarbeitslosigkeit in
Deutschland und Frankreich

Die Arbeitsgruppe mit Experten aus beiden Ländern1 hat
zunächst die Situation auf dem Arbeits- und Ausbildungs-
stellenmarkt für Jugendliche in Deutschland und Frank-
reich gegenübergestellt und spezifische Besonderheiten der
beiden Berufsbildungssysteme diskutiert. So sind bei einem
Vergleich der Arbeitslosenquoten zwischen Deutschland
und Frankreich Besonderheiten zu beachten: In der Bun-
desrepublik werden Jugendliche, die bei den Arbeitsämtern
als Bewerber um einen betrieblichen Ausbildungsplatz ge-
meldet sind, nicht in der Arbeitslosenstatistik geführt. Des
Weiteren werden rund 1,7 Mio. Jugendliche, die sich in ei-
ner dualen Berufsausbildung befinden, als Erwerbstätige
gezählt. In Frankreich dagegen befindet sich die überwie-
gende Zahl der Jugendlichen in den entsprechenden Alters-
kohorten in einem schulischen Bildungs- bzw. Ausbil-
dungssystem.
Da bei der Berechnung von Arbeitslosenquoten üblicher-
weise Erwerbspersonen als Basis herangezogen werden,
fallen die Quoten für Deutschland niedriger aus als für
Frankreich. Auf diese Quoten bezogen, stieg in beiden Län-
dern die Arbeitslosigkeit bei 15- bis 24-Jährigen in den
90er Jahren an und erreichte im Jahr 1997 ihren höchsten
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Stand. In den folgenden Jahren ging sie in beiden Ländern
wieder leicht zurück (siehe Tabelle).
Um vergleichbare Ausgangsdaten zu erhalten, verständigte
sich die Arbeitsgruppe darauf, dass Quoten, die die Zahl
der arbeitslosen Jugendlichen in Beziehung zur Gesamtheit
der Jugendlichen in der betreffenden Altersgruppe setzen,
einen besseren Einblick in die Situation der Jugendlichen
auf dem Arbeitsmark in den beiden Ländern bieten. Als
Bezugsjahr für den Vergleich der Programme wurde das
Jahr 1999 gewählt. Auf dieser Berechnungsgrundlage er-
gab sich in den beiden Ländern eine vergleichbare Aus-
gangslage: Im Jahr 1999 lag der Anteil der arbeitslosen Ju-
gendlichen zwischen 15 und 24 Jahren in Frankreich bei
7,5 Prozent, in Deutschland bei 4,7 Prozent.2

Die Programme in Deutschland

In Deutschland unterstützen zahlreiche gesetzliche Förder-
programme des Bundes und der Länder den Übergang von
der Schule in die Arbeitswelt und die Phase der Berufsaus-
bildung. Darunter fallen auch mehrere staatlich finanzierte
befristete Programme zur Bekämpfung der Jugendarbeits-
losigkeit. Zur Förderung von Jugendlichen mit Start-
schwierigkeiten existieren Programme mit Regelfinanzie-
rung. Die deutsch-französische Arbeitsgruppe untersuchte
gemäß den Vorgaben der Gemeinsamen Erklärung vom
30.11.1999 das „Sofortprogramm zum Abbau der Jugend-
arbeitslosigkeit – Ausbildung, Qualifizierung und Beschäf-
tigung Jugendlicher“ und die „Benachteiligtenförderung“
der Bundesanstalt für Arbeit.

SOFORTPROGRAMM

Das Ende 1998 beschlossene Sofortprogramm war zunächst
auf ein Jahr befristet und wurde 2000 und 2001 fortge-
setzt. Jährlich standen zwei Mrd. DM zur Verfügung. 1999
haben rd. 176.000 Jugendliche an den verschiedenen Maß-
nahmen teilgenommen.3

Vor allem in den Artikeln 2 und 11 des Sofortprogramms
sahen die Experten zwei innovative Ansätze in der Förde-
rung von jungen Menschen:

In lokalen und regionalen Projekten (Artikel 2) werden zur
Erhöhung und Ausschöpfung des betrieblichen Lehrstel-
lenangebots verschiedene Aktivitäten durchgeführt: 
• Entwickeln neuer Ausbildungsverbünde und Erweitern

bestehender Verbünde; 
• Gewinnen von Inhabern ausländischer Herkunft,

Existenzgründern und neuen technologieintensiven
Branchen, speziell im Bereich der Informations- und
Telekommunikationstechnik, für eine Berufsausbildung
(z. B. im Ausbildungsverbund);

• Verbessern der Vermittlung junger Mädchen und Frauen
in zukunfts- und technikorientierten Ausbildungsberufe
mit unterproportionalem Frauenanteil und 

• Schaffen zusätzlicher betrieblicher Ausbildungsplätze für
benachteiligte und ausländische Jugendliche.

Im Jahr 1999 wurden 268 Projekte gefördert und 9.028 zu-
sätzliche betriebliche Ausbildungsplätze geschaffen. Die
Entwicklung der Projekte zeigt ein günstiges Kosten-Nut-
zen-Verhältnis, denn die Zahl der neuen Lehrstellen stieg
im Jahresverlauf überproportional zur Zahl der geförder-
ten Projekte an. Da die Projekte zum Teil eine Laufzeit von
bis zu drei Jahren haben, sind auch in den kommenden
Jahren weitere wesentliche Beiträge zur Erhöhung des be-
trieblichen Ausbildungsplatzangebotes zu erwarten.4

Jugendliche und junge Erwachsene, die wegen persönlicher
Schwierigkeiten von Eingliederungsangeboten nicht er-
reicht werden bzw. diese nicht mehr annehmen, werden
durch nachgehende Sozialarbeit/Jugendberufshilfe für die
berufliche Bildung, Berufsvorbereitung oder Arbeitsauf-
nahme motiviert (Artikel 11). Träger, die diese Aufgabe
übernehmen, erhalten finanzielle Mittel. Insgesamt wurden
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Arbeitslosenquoten bei den 15- bis 24-Jährigen in Prozent

Deutschland Frankreich

1990 5,6 19,1
1996 9,3 26,3
1997 10,2 28,1
1998 9,1 25,4
1999 8,5 26,6

Quelle: Perspectives de l'emploi de l'OCDE, Juni 2000

Im Rahmen des Sofortprogramms werden

lokale und regionale Projekte zur Ausschöpfung und Erhöhung des betrieb-
lichen Lehrstellenangebots gefördert (Artikel 2),

Trainingsprogramme für noch nicht vermittelte Ausbildungsplatzbewerber und
-bewerberinnen (Artikel 3, inzwischen aufgehoben) durchgeführt,

unvermittelten Ausbildungsplatzbewerbern und -bewerberinnen das erste
Ausbildungsjahr in einem anerkannten Ausbildungsberuf in einer außerbe-
trieblichen Berufsbildungsstätte angeboten (Artikel 4),

Jugendlichen die Möglichkeit gegeben, den Hauptschulabschluss bzw. einen
vergleichbaren Schulabschluss nachzuholen (Artikel 5),

noch nicht ausbildungsgeeignete Jugendliche auf die Aufnahme einer Berufs-
ausbildung vorbereitet (Arbeit und Qualifizierung, Artikel 6),

Jugendliche ohne Berufsabschluss bis hin zum Abschluss eines Berufes nach-
qualifiziert und arbeitslosen Jugendlichen Zusatzqualifikationen vermittelt so-
wie Trainingsmaßnahmen angeboten (Artikel 7),

Lohnkostenzuschüsse für die Einstellung arbeitsloser Jugendlicher gewährt
(Artikel 8),

längerfristig Arbeitslosen im Rahmen von Qualifizierungs- und Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen zertifizierbare Teilqualifikationen vermittelt (Artikel 9),

Hilfen beim Übergang von Ausbildung in Beschäftigung gewährt (Artikel 10)
und 

besonders benachteiligte Jugendliche sozial betreut, um ihre Eingliederung in
das Ausbildungs- und Beschäftigungssystem zu erleichtern (Artikel 11).



21.652 Jugendliche angesprochen und sozial betreut. Die
Maßnahme ist geeignet, um besonders benachteiligte Ju-
gendliche (wieder) in das Beschäftigungssystem zu inte-
grieren und ihre dauerhafte soziale Ausgrenzung zu ver-
hindern.5

BENACHTEILIGTENFÖRDERUNG

Die Benachteiligtenförderung durch die Bundesanstalt für
Arbeit (nach SGB III) richtet sich an junge Menschen im Al-
ter bis 27 Jahren, die als lernbeeinträchtigt oder sozial be-
nachteiligt gelten (Verhaltensauffällige, Drogenabhängige,
Straffällige), an ausländische Jugendliche mit Integrations-
problemen und an junge Erwachsene ohne (Berufs-)Ab-
schluss. Dabei verfolgt die Bundesanstalt drei Förderziele:
• die Jugendlichen werden in berufsbildenden Schulen für

die Aufnahme einer Berufsausbildung im Regelsystem
der dualen Ausbildung vorbereitet.
Die Maßnahmen richten sich an unterschiedliche Ziel-
gruppen und dauern zwischen zwei und zwölf Monaten.
Pro Jahr nehmen etwa 100.000 Jugendliche an einer Be-
rufsvorbereitung teil. Für die Experten der binationalen
Arbeitsgruppe war wichtig, dass auf diese Weise schul-
und lernmüde Jugendliche angesprochen werden kön-
nen, so dass sie ihren Schulabschluss nachholen oder
eine berufliche Ausbildung beginnen können.

• Zur Unterstützung von Jugendlichen auf dem Weg zu
einem erfolgreichen Berufsabschluss werden zum einen
ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) in Form von Stütz-
unterricht und sozialpädagogischer Begleitung angebo-
ten (1999: 71.000 Teilnehmer). Zum anderen gibt es die
Möglichkeit der Berufsausbildung in einer außerbetrieb-
lichen Einrichtung (BaE), bei der die Jugendlichen wäh-
rend der Ausbildung ebenfalls unterstützenden Unter-
richt und sozialpädagogische Begleitung erhalten (1999:
33.000 Jugendliche). In beiden Fällen werden individu-
elle Förderpläne entworfen. Die Arbeitsgruppe stellte als
besonders positiv heraus, dass die Träger mit den lokalen
Betrieben kooperieren und sich aufgrund dieser Nähe zur
Wirtschaft eine höhere Chance für eine Übernahme in
Erwerbstätigkeit biete.

• Darüber hinaus werden zur Integration in den ersten Ar-
beitsmarkt Hilfestellungen für die Zeit der Arbeitssuche
und die Anfangsphase der Berufstätigkeit angeboten
(Übergangshilfen). So ermöglicht zum Beispiel die Maß-
nahme „Arbeiten und Qualifizierung“ den Jugendlichen,
während eines regulären (befristeten) Arbeitsverhältnis-
ses einen Hauptschulabschluss nachzuholen oder eine
Berufsausbildung abzuschließen. Durch eine sozial-
pädagogische Begleitung kann dabei auf individuelle
psychosoziale Probleme der Teilnehmer eingegangen
werden. Die Arbeitsgruppe sah den Vorteil dieser Maß-
nahme darin, dass sie Jugendlichen mit schlechteren
schulischen Voraussetzungen während einer Erwerbs-
tätigkeit berufliche Qualifizierung ermöglicht.

Beschäftigungs- und Ausbildungspolitik in
Frankreich

Frankreich hat seit Beginn der 80er Jahre eine Reihe von
Instrumenten zur besseren Eingliederung von Jugendlichen
eingesetzt. Diese umfassen drei große Kategorien von Maß-
nahmen:
• duale Ausbildungsgänge
• Maßnahmen zur Unterstützung von Beschäftigung im

nichtgewerblichen Sektor
• Instrumente in der beruflichen Bildung, die seit 1993 in

der Hand der Regionalräte (Conseils régionaux) liegt. 

Bis Ende 1999 nahm nahezu eine Million Jugendliche eines
dieser öffentlichen Angebote zur Ausbildung oder Einglie-
derungshilfe wahr, und 39 Prozent der beschäftigten Ju-
gendlichen hatten einen staatlich bezuschussten Arbeits-
platz.
Den Vorgaben des 74. deutsch-französischen Gipfels ent-
sprechend evaluierte die Arbeitsgruppe die Programme
„TRACE“ (TRajectoire d'ACcès à l'Emploi) und „Nouveaux
services-emplois jeunes/NS-EJ“ („Neue Dienstleistungen –
Beschäftigungsprogramm für Jugendliche“).

DAS PROGRAMM „NS-EJ“ 

Mit dem Gesetz vom 16. Oktober 1997 über die Entwick-
lung von Aktivitäten zur Beschäftigung von Jugendlichen
sollten „sozial nützliche Tätigkeiten“ geschaffen werden,
um auf diese Weise insgesamt 350.000 Jugendlichen Be-
rufserfahrung zu ermöglichen. Dies geschieht, indem den
Jugendlichen Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor ange-
boten werden, die auf der Grundlage einer regionalen Be-
darfsanalyse in verschiedenen Tätigkeitsfeldern geschaffen
werden. Als Arbeitgeber kommen Gebietskörperschaften,
staatliche Einrichtungen, gemeinnützige private Einrich-
tungen sowie das staatliche Bildungswesen und die natio-
nale Polizei in Betracht. Diese Beschäftigungen stehen ar-
beitslosen Jugendlichen unter 26 Jahren (in bestimmten
Fällen unter 30 Jahren) offen. Angestrebt wird, 20 Prozent
der Jugendlichen aus städtischen Problemzonen mit dem
Programm zu erfassen. Die staatliche Hilfe wird in Form
eines Zuschusses für die neu geschaffenen Dienstleistun-
gen gewährt, der 80 Prozent des Mindestlohns in Frank-
reich (SMIC) entspricht. Die privatrechtlichen Arbeitsver-
träge werden entweder auf unbestimmte Dauer oder für 60
Monate geschlossen. Eines der Hauptziele des Programms
„NS-EJ“ liegt in der in der „Professionalisierung“ der
Jugendlichen. In jeder Region wurde hierzu eine „Profes-
sionalisierungs-Plattform“ eingerichtet, die auf der Grund-

lage von regionalen Bedarf-
sanalysen Qualifizierungs-
und Ausbildungsvorgaben
für diese neuen Beschäf-
tigungsmöglichkeiten fest-
legen und strukturieren soll.
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Die Arbeitsgruppe sieht die Besonderheit des Programms
in seiner Fähigkeit, neue Wege zur beruflichen Qualifizie-
rung von Jugendlichen im Rahmen der vom Programm ge-
schaffenen neuen Dienstleistungen zu beschreiten. Wich-
tig ist, dass die erworbenen Fertigkeiten und beruflichen
Erfahrungen zertifiziert werden, um auf dem Arbeitsmarkt
anerkannt zu werden.

DAS PROGRAMM „TRACE“

Dieses Programm, das mit dem Gesetz vom 29. Juli 1998
zur Bekämpfung von Ausgrenzung eingeführt worden war,
zielt auf eine dauerhafte berufliche Eingliederung von ins-
gesamt 110.000 Jugendlichen zwischen 18 und 26 Jahren,
die das Schulsystem ohne Berufsabschluss verlassen ha-
ben. Für mindestens die Hälfte der Jugendlichen soll das
Programm zu einer dauerhaften Beschäftigung führen.
Hauptmerkmal dieses Programms ist eine 18-monatige re-
gelmäßige persönliche Betreuung dieser Jugendlichen auf
dem Weg zur sozialen und beruflichen Eingliederung durch
eine einzige Bezugsperson. Dabei werden verschiedene
Maßnahmen kombiniert: Sie werden z. B. durch Betriebs-
praktika, befristete Verträge oder die vertretungsweise
Übernahme von Aufgaben mit der beruflichen Situation
vertraut gemacht oder sie erhalten Grundkenntnisse einer
beruflichen Qualifikation. Durch dieses Programm, das bis
Ende 1999 bereits 75.000 Jugendlichen zugute kam, konn-
ten die Kontakte zwischen den Jugendlichen und den Be-
treuungsstrukturen intensiviert und das Betreuungsange-
bot (Unterkunft, Ausbildung, Gesundheit, Ausbildung, Ar-
beitsplatz usw.) ausgeweitet werden.
Die Arbeitsgruppe hebt bei diesem Programm besonders
die langfristige Beziehung und kontrollierte Betreuung
zwischen dem Jugendlichen und seinem Ansprechpartner
hervor. Diese persönliche Beziehung beruht auf einer ver-
traglichen Vereinbarung des Jugendlichen mit seiner
Bezugsperson auf der Grundlage eines gemeinsam erarbei-
teten Eingliederungsprojekts. Es entsteht ein kohärenter
zeitlicher Verlauf von Phasen der sozialen Wiedereinglie-
derung und der Vor-Qualifikation bzw. der beruflichen
Qualifizierung, der mit großer Wahrscheinlichkeit zu einem
gesicherten Arbeitsplatz führt. Im Falle von Problemen bei
der Eingliederung bietet ein Hilfsfonds zeitweise finanzi-
elle Unterstützung.

Impulse/Transfermöglichkeiten

Nachdem die Programme gegen Jugendarbeitslosigkeit
evaluiert und besonders erfolgreiche und innovative Maß-
nahmen ermittelt worden waren, prüfte die Arbeitsgruppe,
wie vom 74. Deutsch-Französischen Gipfel vorgegeben, ob
aus den jeweiligen Erfahrungen wechselseitiger Nutzen ge-
zogen werden kann. Ziel war es, Impulse für die eigenen
nationalen Programme und eventuelle Transfermöglichkei-
ten auszumachen.

Dementsprechend wurden von französischer Seite folgende
deutsche Maßnahmen festgehalten, die Anregungen für die
künftige Ausgestaltung französischer Programme geben
können: 

1. Lokale und regionale Projekte zur Ausschöpfung und Er-
höhung des betrieblichen Lehrstellenangebotes, die im
Rahmen des Sofortprogramms initiiert und gefördert
werden.

2. Berufsvorbereitung und ausbildungsbegleitende Hilfen,
die im Rahmen der Benachteiligtenförderung der Bun-
desanstalt angeboten werden.

3. Ein Good-Practice-Center für die Benachteiligtenförde-
rung, wie es zur Zeit im Bundesinstitut für Berufsbil-
dung aufgebaut wird.

Die deutsche Seite sah neue Ideen und Möglichkeiten für
die Gestaltung deutscher Programme und Maßnahmen vor
allem in folgenden Komponenten der französischen Pro-
gramme:

1. Intensive und kontinuierliche Betreuung benachteiligter
Jugendlicher über einen Zeitraum von 18 Monaten, wie
sie durch TRACE gewährleistet wird. 

2. Beschäftigungsbegleitende Qualifikationen im Rahmen
von NS-EJ, die Jugendlichen berufliche Erfahrungen
vermitteln und zur Entwicklung neuer Berufsfelder bei-
tragen sollen. In Deutsch-
land könnten sich nach die-
sem französischen Beispiel
vor allem für benachteiligte
Jugendliche neue Qualifizie-
rungsmöglichkeiten ergeben.

3. Betreuung von Jugendli-
chen durch junge Betreuer,
die arbeitslos sind und für
diese  Dienstleistungsaufga-
be neu eingestellt werden.
Nach französischem Beispiel
(TRACE) könnten auf diesem
Wege auch in Deutschland
vor allem benachteiligte
Jugendliche sozial betreut
und gleichzeitig die Jugend-
arbeitslosigkeit abgebaut
werden.

Die Arbeitsgruppe hat die er-
arbeiteten Ergebnisse der Bon-
ner Arbeitssitzung in einem
gemeinsamen Papier festge-
halten, das über eine binatio-
nale Kommission an die poli-
tisch Verantwortlichen weiter-
gegeben wurde. 
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E Im September 1992 erhielt das BIBB vom

Bundesministerium für Bildung und Forschung

die Aufgabe, im Rahmen des Beratungspro-

gramms TRANSFORM der Bundesregierung

Maßnahmen auf dem Gebiet der beruflichen

Bildung in den Staaten Mittel- und Osteuropas

durchzuführen, zu begleiten und zu evalu-

ieren. Der Beitrag berichtet über Erfahrungen

aus dem mittlerweile in der Abschlussphase

befindlichen Vorhaben und zeigt Perspektiven

der weiteren Zusammenarbeit auf. Insbeson-

dere wird ein Pilotprojekt vorgestellt, das die

Erfahrungen aus TRANSFORM für künftige

Beratungsleistungen des BIBB nutzbar machen

wird.

Ausgangslage und dringendste
Aufgaben

Die Berufsbildung in Mittel- und Osteuropa war Anfang
der 90er Jahre überwiegend schulisch geprägt (theoreti-
scher Schulunterricht, teils ergänzt durch Schulwerkstät-
ten) und erfuhr durchweg eine geringe soziale Wertschät-
zung. Gleichzeitig gab es jedoch auch Bestrebungen, der
Berufsbildung eine größere Wirtschaftsnähe zu geben, neue
gesetzliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die Berufs-
bildungsforschung (neu) aufzubauen und vor allem natio-
nale Verzeichnisse von Ausbildungsberufen zu entwickeln
bzw. vorhandene Standards grundlegend zu überarbeiten
und Berufe neu zu schneiden. An diese Bestrebungen
konnten die Beratungsleistungen des BIBB anknüpfen. Ver-
folgt wurde dabei ein ganzheitlicher Ansatz: Statt isolierter
Einzelaktionen wurden die verschiedenen Projekte und
Maßnahmen in einen systemischen Zusammenhang ge-
stellt, um zur Stabilisierung begonnener Reformentwick-
lungen beizutragen. Weitere Förderziele waren: Orientie-
rung am Bedarf des Partnerlandes, Praxisbezogenheit,
Langfristigkeit und Flexibilität sowie die Ergebnisorien-
tiertheit und das Bemühen um Nachhaltigkeit von Arbeits-
ergebnissen. 

Der Abbau des hohen Maßes an Zentralisierung, die Ab-
schaffung einseitiger ideologischer Leitwerte, das Zurück-
drängen des staatlichen Bildungsmonopols im gesamten
wie im Berufsbildungswesen erfolgten teilweise in relativ
kurzer Zeit. Die Lösung anderer grundsätzlicher Aufgaben
wie die Ausrichtung der Berufsbildung auf die Bedürfnisse
der Marktwirtschaft, die Wiederbelebung über Jahrzehnte
verschütteter, aber letztlich bewährter Traditionen der
handwerklichen Ausbildung, die Vermittlung solcher be-
ruflicher Qualifikationen, die Anschluss an fortgeschrittene
Technologien und neue Arbeitsorganisationsformen in der
westlichen Welt ermöglichen, sowie die engere Anlehnung
an Niveau und Qualifikationsprofile in wichtigen westli-
chen Referenzstaaten bedurften einer längeren Zeitspanne.
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Ziele und Schwerpunktsetzungen

Die Berufsbildungsberatung des BIBB zielte darauf, die
Entwicklung handlungs- und praxisorientierter Formen der
Aus- und Weiterbildung und neuer beruflicher Qualifika-
tionsprofile zu unterstützen. Unternehmen, Kammern und
Verbände beteiligten sich – teils erstmals in der Geschichte
des jeweiligen Landes – an der Gestaltung der Berufsbil-
dung, indem sie zunehmend aktiv Einfluss auf die Bestim-
mung mittel- und längerfristiger Qualifikationsanforde-
rungen (Kompetenzprofile) in ihrer Branche nahmen. Somit
wurde gefördert, dass Wirtschaft und Berufsbildung auf
ihrem Reformweg den notwendigen ständigen Dialog in-
tensivierten. Die Beratung berücksichtigte zugleich, dass
Gewerkschaften in Mittel- und Osteuropa künftig stärker
eine gleichberechtigte Rolle als Sozialpartner in der Berufs-
bildung spielen sollen.

Impulse für den Aufbau mittelständischer Strukturen wur-
den dadurch gegeben, dass zum Beispiel Absolventen be-
ruflicher Aus- und Fortbildungsgänge (oder Umschulung)
gezielt qualifiziert wurden, um selbst kleine Unternehmen
oder Handwerksbetriebe zu gründen und Arbeitgeber zu
werden.

In sektoraler Hinsicht lag der Schwerpunkt sowohl auf Pro-
jekten zur Entwicklung bzw. Modernisierung kaufmän-
nisch-verwaltender Berufe als auch auf Projekten im ge-
werblich-technischen Sektor und im Handwerk, wo zu-
gleich eine Integration moderner und umweltfreundlicher
Technik in die Berufsbildung angestrebt wurde. Daneben
wurde eine Reihe von sektorübergreifenden Aufgaben ge-
leistet (fachliche Beratung zur Systementwicklung, Unter-
stützung beim Aufbau von Berufsbildungsinstituten, Un-
terstützung bei der Ausarbeitung oder Überarbeitung von
Listen nationaler Berufsklassifikationen/Verzeichnisse der
Ausbildungsberufe). Die deutsche Beratungshilfe war in
hohem Maße bedarfsorientiert und griff von den Partner-
staaten artikulierte Nachfrage nach speziellen Themen auf.

Neben inhaltlichen Prioritäten und sektoralen Schwer-
punkten waren durch das für die Koordination des TRANS-
FORM-Programms verantwortliche Ressort (zunächst Bun-
desministerium für Wirtschaft und Technologie, zuletzt
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung) für einige Flächenstaaten, nämlich Russ-
land, Polen und die Ukraine, regionale Schwerpunkte
(„Schwerpunktregionen“) festgelegt. Diese galten auch für
die Ansiedlung von Berufsbildungsprojekten. Durch den
Aufbau länderübergreifender Kooperationsnetze wurden
zudem Voraussetzungen für einen breiten Transfer von Er-
gebnissen geschaffen. Neben der Ost-West-Zusammenar-
beit konnten Impulse für die (Wieder-)Belebung der Zu-
sammenarbeit zwischen den einzelnen Staaten Osteuropas
und für die Nutzung von Synergieeffekten gegeben wer-
den, was angesichts knapper Fördermittel von großer Be-
deutung war.

Gleichfalls wurden Synergieeffekte genutzt durch eine Ver-
netzung mit Aktivitäten der Carl-Duisberg-Gesellschaft
(CDG), der Stiftung für wirtschaftliche Entwicklung
(SEQUA), dem Verein Handwerker und Handwerkerinnen
am Europäischen Haus, gtz, Beratungsunternehmen, Stif-
tungen u. a. Ferner realisierte das BIBB vielfältige Abstim-
mungen sowie die gezielte gegenseitige Information mit
solchen inter- bzw. supranationalen Institutionen, die sich
ebenfalls in der Unterstützung der Berufsbildungsreformen
in Mittel- und Osteuropa engagieren, vor allem mit der
Europäischen Stiftung für Berufsbildung (ETF), Turin, wei-
terhin mit dem CEDEFOP, UNEVOC, teils auch mit Berufs-
bildungsinstituten in EU-Staaten. Dadurch sind leistungs-
fähige Netzwerke entstanden, die für ähnliche Aufgaben
genutzt werden können.

Von Anfang an waren auf der Seite der Partnerländer jene
Institutionen in die Zusammenarbeit eingebunden, die auf
der Makroebene für die Berufsbildung verantwortlich sind:
die Bildungsministerien und die in den meisten MOE-Län-
dern existierenden Berufsbildungsinstitute. Gemeinsam mit
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Auszubildende erstellen im aus TRANSFORM-Mitteln eingerichteten Lernbüro im
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des europäischen Übungsfirmenrings Europen sogar Aussenhandel betreibt.

8 %
Slowakische
Republik

9%
Belarus

3 %
Bulgarien

5 %
Estland

4 %
Lettland

2 %
Litauen

10 %
Polen

27 %
Russische Föderation

8 %
Ungarn

7 %
Tschechische
Republik

17 %
Ukraine



ihnen wurden die Arbeitsschwerpunkte festgelegt und die
modellhaften Berufsbildungsprojekte konzipiert. Sie be-
stimmten die Auswahl der Einrichtungen, wo die Projekte
angesiedelt wurden, und bereiteten das Arbeitsfeld vor.
Auch sorgten sie für die Einbindung von Betrieben als Pra-
xispartner. Die Ministerien bzw. Institute begleiteten die

Modellprojekte durch Forschung und koordinierten Pro-
jektnetzwerke der zu beteiligenden Institutionen. Mit ihrer
Unterstützung wurde auch eine landesweite Verbreitung
von Projektergebnissen angestrebt und in vielen Fällen,
besonders in den flächenmäßig kleineren Staaten, auch er-
reicht. In mehreren Projekten gelang sogar eine Ergebnis-
verbreitung über die Staatsgrenzen hinaus und die Schaf-
fung transnationaler Netzwerke. 

Mit insgesamt rd. 44,2 Mio. DM wurden von 1993 bis 2000
elf Staaten im Förderprogramm unterstützt: Belarus, Bul-
garien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Russische Föde-
ration, Slowakische Republik, Tschechische Republik, Un-
garn und die Ukraine. Gemessen am Umfang der einge-
setzten Fördermittel, wurde – stets in enger Absprache mit
dem BMBF – der besondere Schwerpunkt auf die Russische
Föderation, die Ukraine und Polen gelegt. 

Gewonnene Erfahrungen

Die Kooperation war für alle Beteiligten ein spannender
Lern- und Erfahrungsprozess. Die wichtigste Erfahrung ist,
dass, entgegen mancher ursprünglicher Erwartung, die in
Gang zu setzenden Transformationsprozesse der beruf-
lichen Bildung langwierig sind. In der Zusammenarbeit,
besonders bei der fachlichen Systemberatung und bei der
Durchführung von Modellprojekten, ist ein mehrjähriger
Zeithorizont zu veranschlagen. In diesem Zusammenhang
wurde ein großer Zuwachs an interkultureller Kompetenz,

d. h. das Kennenlernen soziokultureller und mentalitätsge-
prägter Verhaltens-, Denk- und Entscheidungsformen der
Expertinnen und Experten in Mittel- und Osteuropa, wie-
derholt von den Beteiligten auf der deutschen Seite als sehr
wichtiger Erfahrungsgewinn herausgestellt.

Die deutschen Projektdurchführer trafen in den mittel- und
osteuropäischen Ländern auf ihnen vorher kaum bekannte
Berufsbildungssysteme und auf kompetente Partner. Die
deutsche Seite erhielt Informationen, wie in Osteuropa
Schule und Betrieb in der Berufsbildung kooperieren und
Probleme lösen. Durch den Vergleich konnte auch die Be-
rufsbildung in Deutschland aus einer neuen Perspektive
gesehen werden. Über den engeren Zusammenhang von
Berufsbildungskooperation hinaus sind schließlich die Im-
pulse hervorzuheben, die durch die TRANSFORM-Projekte
für die geschäftliche Zusammenarbeit, die Förderung des
Markteintritts deutscher Unternehmen in Mittel- und Ost-
europa, gegeben wurden. Osteuropäische Partner lernten
Produkte und Leistungen der deutschen Wirtschaft kennen,
was die Exporte deutscher Unternehmen förderte.

Persönliche Kontakte, die im mittel- und osteuropäischen
Raum wesentlich größere Bedeutung haben als im Westen,
bestehen zwischen den deutschen Projektpartnern und den
Modellprojekten weiter. Das in den vergangenen Jahren
entstandene gegenseitige Vertrauen und die gemeinsamen
Erfahrungen werden in der zukünftigen Zusammenarbeit,
an der alle Partnerstaaten Interesse äußern, von großem
Vorteil sein.

Zu einem frühen Zeitpunkt der Zusammenarbeit im Rah-
men von TRANSFORM hat das Bundesinstitut Kooperati-
onsvereinbarungen mit Berufsbildungsinstituten in mittel-
und osteuropäischen Staaten, mit dem IRPO (Russland),
dem RIPO (Weißrussland), dem SIOV (Slowakei), dem
VUOS, jetzt NUOV (Tschechische Republik) und dem NIVE
(Ungarn) abgeschlossen, um der Zusammenarbeit eine
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... aber gelungen (Direktor des weißrussischen Berufsbildungsinsituts RIPO, Herr Prof.
A. Schkljar), im Hintergrund: Kollegen aus Lomza/Polen, von wo die SPS-Module
nach Weißrussland transferiert worden waren.

Die Vorstellung des aus TRANSFORM-Mitteln in Weißrussland eingerichteten
SPS-Modell-Labors vor zahlreichen Vertretern der Wirtschaft und der Presse ist auf-
regend ...
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noch festere Grundlage zu geben. Diese Verträge werden
zum gegenwärtigen Zeitpunkt revidiert und neu gefasst.
Dabei werden, aufbauend auf den bisher entstandenen ver-
trauensvollen Beziehungen, Wegweiser für die künftige Zu-
sammenarbeit mit unseren osteuropäischen Partnerinstitu-
ten gesetzt.

Perspektiven für die Fortsetzung der
Zusammenarbeit

Die Ergebnisse der TRANSFORM-Projekte sind umfassend
dokumentiert.1 Auf der Grundlage dieses Materials eröff-
net sich ein interessantes Feld für künftige Kooperation mit
allen Ländern, die in ihr Berufsbildungssystem verstärkt
Elemente dualer Ausbildung einführen wollen, und auch
für künftige Forschung, etwa auf dem Gebiet der Transfor-
mations- und der Transfer-Forschung. 

Um Erfahrungen aus den TRANSFORM-Projekten für künf-
tige Beratungsleistungen des BIBB nutzbar zu machen, be-
ginnt im Jahr 2001 ein Forschungsprojekt „Weiterentwick-
lung von Instrumenten für Berufsbildungsberatung im Aus-
land auf der Grundlage einer Nachhaltigkeitsanalyse von
TRANSFORM-Projekten“. Die bislang durchgeführten Eva-
luationen einzelner TRANSFORM-Projekte nahmen die an-
gewandten Verfahren und Instrumente, die Projektgestaltung
und -organisation und, soweit vorliegend, die (Teil-)Ergeb-
nisse in den Blick und wurden projektbegleitend durchge-
führt. Nachhaltigkeit wurde daran gemessen, ob Aussicht
bestand, dass die mit dem Projekt erreichten Innovationen
ohne fremde Hilfe dauerhaft weitergeführt wurden.

Gemäß der neueren Forschung ist unter Nachhaltigkeit ein
sehr komplexes Phänomen zu verstehen, das neben den ge-
planten auch ungeplante Wirkungen erfasst, welche sich
zu den Zielen des Projekts konform oder aber auch dis-
konform verhalten können. Diese Wirkungen manifestie-
ren sich im Wesentlichen erst nach dem Förderende, beru-
hen jedoch auf dem Fundament der während der Förder-
laufzeit geschaffenen materiellen und immateriellen
Strukturen.2 Zur Bestimmung der in diesem umfassenden
Sinne nachhaltigen Wirkungen der TRANSFORM-Projekte
wird im Forschungsprojekt ein in der Evaluationsforschung
entwickeltes Analyseraster zugrunde gelegt3, das bislang
nur an Projekten in Entwicklungsländern erprobt wurde
und jetzt unter Bezug auf die Expertise externer Partner
(Mitarbeiter des russischen „Schwester“-Instituts des BIBB,

des IRPO) an die Bedürfnisse der Evaluation von TRANS-
FORM-Projekten angepasst wird. Nachdem die langfristig
erreichten Ziele anhand dieses Rasters umfassend doku-
mentiert, die Veränderungen seit dem Förderende festge-
stellt und die von den Projekten jeweils ausgehenden Wir-
kungen analysiert wurden, werden diese Wirkungen in ei-
nen ursächlichen Zusammenhang mit der Projektgenese
und -planung gestellt. Um den Faktor der Subjektivität bei
der Einschätzung zu reduzieren, ist ein abschließender
Workshop mit Wissenschaftlern aus der Evaluationsfor-
schung geplant. Hier sollen die Ergebnisse bewertet und
mögliche Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge herausgear-
beitet werden. Die bei der Evaluation von Beratungspro-
jekten in Entwicklungsländern erstellten „Projektprofile“,
d. h. Zusammenfassungen der Evaluationsergebnisse auf
einer sehr hohen Abstraktionsebene, sind ein Vergleichs-

maßstab für die Profile der TRANSFORM-Projekte. Wenn
die durchgeführten Beratungsmaßnahmen ähnlich sind
und ungeachtet der für Transformationsländer typischen
Besonderheiten gleiche oder sehr ähnliche Ergebnisse zu
verzeichnen sind, kann mit großer Wahrscheinlichkeit da-
von ausgegangen werden, dass die Wirkungen der Bera-
tungen des BIBB in Osteuropa ihre Ursachen in den Pro-
jektmaßnahmen haben. Das erlaubt Empfehlungen für die
künftige Berufsbildungsberatung. Falls bei ähnlichen Be-
ratungsmaßnahmen deutlich unterschiedliche Ergebnisse
entstanden sind, sind analog zu gestaltende Evaluationen
weiterer TRANSFORM-Projekte notwendig, um die Zusam-
menhänge zu klären.

Dieses Forschungsprojekt, das erste dieser Art im BIBB, ist
ein Pilotprojekt in mehrfacher Hinsicht. Nicht nur handelt es
sich um die erste seit langem geforderte summative Evalua-
tion von einem TRANSFORM-Projekt.4 Hier erprobt das BIBB
erstmals einen Evaluationsansatz, der in der deutschsprachi-
gen Forschung und Praxis (BMZ, gtz) bereits weite Anerken-
nung gefunden hat, jedoch noch nie in einem Transforma-
tionsland angewendet wurde. Ferner wird erstmals ein For-
schungsprojekt des BIBB in enger Kooperation mit einem
ausländischen Berufsbildungs-Institut durchgeführt. 
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Für weitere Maßnahmen der Zusammenarbeit mit den
Staaten Mittel- und Osteuropas gibt es bereits eine Viel-
zahl von Themenvorschlägen. Dazu gehört z. B. die ge-
meinsame Arbeit zur Entwicklung von Instrumenten zur
Sicherstellung der Nachhaltigkeit von Berufsbildungsmaß-
nahmen: Statistiken, Berufsbildungsbericht, Methoden der
Früherkennung von Qualifikationsbedarf. In diesem Be-
reich sind besonders die Observatorien der ETF (European
Training Foundation, Turin) in den Nachfolgestaaten der
früheren Sowjetunion aktiv. Auch über Fragen der Finan-
zierung von Berufsbildung könnte ein internationaler
Informationsaustausch eingerichtet werden. In diesem Rah-
men kann auch eine praktische Umsetzung innovativer
Finanzierungskonzepte beobachtet und untersucht werden.
Besonders in den Nachfolgestaaten der früheren Sowjet-
union sind infolge der notorisch knappen Bildungshaus-
halte die Schulen häufig gezwungen, sich u. a. durch den
Verkauf von Werkstücken der Auszubildenden selbst zu fi-
nanzieren.

Interesse an der Erarbeitung neuer Berufsprofile für die
Aus- und Weiterbildung in Zusammenarbeit mit dem BIBB
besteht

• bei Partnern in den MOES und den Nachfolgestaaten der
früheren Sowjetunion in länderübergreifenden Innovati-
onsvorhaben im Ausbildungsbereich (aktuell: Mechatro-

niker, Einbeziehung in länderübergreifende Neugestal-
tung von Berufen im Transportgewerbe, künftig auch
von Berufen im Hotel- und Gaststättengewerbe – zu
letztgenanntem Bereich sind bereits Projektvorarbeiten
geleistet: Polen, Russland, Ukraine – und andere)

• speziell in den EU-Beitrittsländern bei der Entwicklung
von „Europa-orientierten“ Fortbildungsberufen, die an
entstandene nationale Ausbildungsberufe anknüpfen
(Beispiele: European Welding Engineer, „Europasekretä-
rin“)

• bei allen TRANSFORM-Partnerländern auf dem Gebiet
der Einführung bzw. Modernisierung der an die Fach-
kräfteausbildung anschließenden Fortbildung, zum Bei-
spiel Meisterqualifizierung5, wobei im Rahmen des
TRANSFORM-Programms bereits in einigen Projekten
Erfahrungen gesammelt wurden 

Thematisch eng damit verbunden ist die in mehreren Län-
dern Mittel- und Osteuropas in der Diskussion stehende
Neugestaltung der Leistungsbewertung (Prüfungsformen/
assessment), des Prüfungswesens und der Zertifizierung.

In gegenwärtig im Aufbau befindlichen neuen Beratungs-
projekten könnten die Erfahrungen aus TRANSFORM ge-
nutzt werden, etwa in den Ländern Südafrika, Vietnam
oder Brasilien. 
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dualen Systems – Eine Eva-
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dern. Diskussionsbeiträge
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tion von Ergebnissen der
deutsch-russischen Zusammen-
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beruflichen Bildung, Moskau
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desinstitut für Berufsbildung.
Der Generalsekretär (Hrsg.)
Berlin/Bonn: Dezember
1995/Januar 1996

5 Vgl. hierzu auch den nachfol-
genden Beitrag von Andrea
Zimmermann zur Handwerks-
ausbildung in Russland, die im
laufenden Jahr noch durch
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soll.
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E In Russland erschwert das weitgehende

Fehlen kleiner und mittlerer handwerklicher

Unternehmen die Entwicklung marktwirt-

schaftlicher Strukturen. Eines der Haupt-

hemmnisse bei der Herausbildung einer brei-

ten handwerklichen Unternehmerschaft ist die

mangelnde fachliche Qualifikation. Hier setzt

das 1994 von der Handwerkskammer Düssel-

dorf initiierte Modellprojekt „Handwerksför-

derung durch Berufsbildung in Russland“ an.

Das im Rahmen des TRANSFORM Beratungs-

programms vom Bundesinstitut für Berufsbil-

dung geförderte Projekt wurde im vergange-

nen Jahr mit bemerkenswertem Erfolg abge-

schlossen.

Im Gegensatz zu den meisten ostmitteleuropäischen Re-
formländern, wo Refugien freier handwerklicher Tätigkeit
auch unter sozialistischen Vorzeichen Bestand hatten und
zu Beginn der Neunzigerjahre wichtige Anknüpfungs-
punkte bei der Herausbildung marktwirtschaftlicher Struk-
turen boten, war das russische Handwerk der Sowjet-
ideologie nahezu vollständig zum Opfer gefallen. Die Eli-
minierung war so radikal, dass Handwerksbetriebe als
wirtschaftliche Akteure nicht mehr vorkamen – weder in
der Realität noch im Bewusstsein der Menschen. Eine Aus-
nahme bildete lediglich der schmale Bereich des Kunst-
handwerks, bei dem jedoch eher die künstlerische als die
handwerklich-gewerbliche Komponente dominierte. Re-
meslo – der russische Begriff für Handwerk – war, wo nicht
synonym für Kunsthandwerk, einseitig negativ besetzt,
verbunden mit dem Niveau von Hilfsarbeiten, rückständi-
ger Produktionsform oder gar „Pfusch“. Das Sozialprestige
eines Handwerks war dementsprechend auf der untersten
Skala angesiedelt, als Remeslennik, als Handwerker titu-
liert zu werden, eine Beleidigung.
Während also Russland zur Beschleunigung des Transfor-
mationsprozesses und zum Aufbau marktwirtschaftlicher
Strukturen einen Existenzgründerschub im Bereich des
kleinen und mittleren Unternehmertums dringend benötig-
te, waren die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und men-
talen Voraussetzungen hierfür gerade in dem wegen seiner
hohen Wertschöpfungsquote wichtigen Bereich des produ-
zierenden Gewerbes denkbar ungünstig.1

Umfassendes Strukturförderkonzept

Um einen wirksamen Beitrag zur Unternehmerentwicklung
in Russland zu leisten, entwickelte die Handwerkskammer
(HWK) Düsseldorf ein umfassendes Gewerbeförderkonzept,
das auf die modellhafte Entwicklung von Selbsthilfestruk-
turen mit zwei parallel verfolgten Stoßrichtungen setzte:
(1) Unternehmensförderung durch Aufbau überbetrieb-
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licher Strukturen in Gestalt einer Moskauer Handwerks-
kammer und (2) Nachwuchsförderung durch Aufbau einer
Handwerkerschule. Es ist von elementarer Bedeutung für
die Projektkonzeption, die Projektdurchführung, die Pro-
jektergebnisse wie auch die sich abzeichnende weitere Ent-
wicklung, beide Fördersegmente als wechselseitig sich be-
fruchtende und stimulierende Teile eines Gesamtkonzepts
zu betrachten.2

Probleme des Berufsbildungssystems

Das Problem der handwerklichen Ausbildung in Russland
ist nicht, wie die russischen Partner zunächst meinten, ein
primäres Problem veralteter Lehrwerkstätten und fehlen-
der Ausbildungswerkzeuge/-materialien. Das eigentliche
Problem der handwerklichen Ausbildung in Russland liegt
tiefer, nämlich im russischen Berufsbildungssystem selbst,
das doppelt ideologisch geprägt war. Zum einen manife-
stierte sich in ihm ein Verständnis von Handwerksausbil-
dung als einer Berufsausbildung auf niedrigem Niveau, das
hohe fachliche Qualifikation in der Handwerksausbildung
gar nicht anstrebte.3 Klassische Handwerksberufe – wie
etwa der des Frisörs –, in denen eine qualifizierte Ausbil-
dung erfolgte, wurden folglich nicht als Handwerksberufe
begriffen, sondern der Sphäre der Dienstleistungsberufe
zugeordnet. Zum anderen bot die (gleichfalls ideologisch
begründete) einseitige Ausrichtung des russischen Bil-
dungssystem auf Industriebedarfe und die damit einherge-
hende Hyperspezialisierung für handwerkliche Ausbildung
keinen Raum. Ausgebildet wurde in Industrie- nicht in
Handwerksberufen und damit am Bedarf der Anfang der
Neunzigerjahre sich herausbildenden Handwerksbetriebe
vorbei.

Adaptiver Ansatz

Vor diesem Hintergrund kam es zunächst wesentlich darauf
an, den russischen Partnern eine Vorstellung von Hand-
werk, handwerklicher Tätigkeit und handwerklicher Aus-
bildung zu vermitteln, um in einem zweiten Schritt unter
Berücksichtigung der besonderen russischen Gegebenhei-
ten gemeinsame Zielvorstellungen zu entwickeln. Ein
Transfer der dualen Form der beruflichen Ausbildung war
dabei ebenso wenig intendiert wie eine bloße Übertragung
deutscher Ausbildungsordnungen. Vielmehr ging es darum,
modellhaft Berufsbilder zu entwickeln, die sich (1) am Be-
darf russischer Handwerksbetriebe orientierten, sich (2) in-
nerhalb des bestehenden Berufsbildungssystems praktisch
erproben und integrieren ließen, dabei aber (3) Möglich-
keiten eröffneten, die bisherige, weitgehend verschulte
Form der beruflichen Ausbildung zu lockern und gegen-
über den neu entstehenden Handwerksbetrieben zu öffnen,
um auf diese Weise der Entwicklung dualer Strukturen den
Weg zu ebnen.

Kooperative Zusammenarbeit

Mit diesem Ansatz wurde im Bereich der handwerklichen
Berufsbildung in Moskau ein völlig neuer Weg beschritten.
Der Erfolg des Projekts hing daher entscheidend davon ab,
Projektziel und Projektgestaltung für die russischen Partner
nachvollziehbar zu machen und sie in alle Projektphasen
(Planung, Vorbereitung, Durchführung, Nachbetreuung) als
gleichberechtigte Partner einzubeziehen. Je höher der Grad
an Verständnis, Akzeptanz und Identifikation, desto leich-
ter die Überwindung von Widerständen, desto höher die
Motivation und desto größer die Aussicht auf Nachhaltig-
keit – das war die Philosophie.

Inhaltliche Ausgestaltung

Bei der inhaltlichen Ausgestaltung stand zunächst die Be-
stimmung der für die Berufsbildungsarbeit vorgesehenen
Berufe im Vordergrund. Da der in Moskau boomende
Marktsektor der Wohnungs- und Gebäuderenovierung
künftigen Absolventen auf absehbare Zeit ein Arbeitsfeld
bieten würde und die personelle, räumliche sowie ausstat-
tungsmäßige Situation der für die Projektarbeit vorgesehe-
nen PTU 47 eine Konzentration auf den Ausbausektor zu-
ließ, fiel die Entscheidung auf die Berufe Tischler, Fliesen-/
Mosaikleger, Maler/Designer sowie Stuckateur/Restaurator4.
Um die Ausbildung in diesen Berufen auf ein höheres Ni-
veau zu heben und sie vom geringen Qualifikationsstan-
dard der einseitig industrieorientierten, praxisfernen und
theorielastigen PTUs abzugrenzen, wurde auf der Grund-

32 BWP 4/2001

Impressionen aus dem praktischen Unterricht der Tischler am Berufslyzeum 
Nr. 331 in Moskau

T H E M A



lage des russischen Gesetzes „Über die Bildung“ von 1992
mit dem „Berufslyzeum für Handwerker“5 ein neuer schuli-
scher Modelltyp entwickelt und die Projektschule, die PTU
47, in das Berufslyzeum für Handwerker Nr. 331 umge-
wandelt.6

Durch die neue Rechtsform erhalten die Schüler des Be-
rufslyzeums den Abschluss der russischen Mittelschule und
eine Berufsqualifikation, die sich am westeuropäischen Ni-
veau orientiert. Als „Zentrum lebenslangen Lernens“ – so
die vollständige Bezeichnung des Berufslyzeums Nr. 331 –
hat die Schule zudem den Auftrag, Fort- und Weiterbil-
dungsangebote für Handwerker zu entwickeln und durch-
zuführen. Und schließlich hat die Schule als Modellein-
richtung des Moskauer Bildungskomitees den Auftrag,
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für die Schulleiter,
Lehrer und Meister anderer Moskauer Lehranstalten aus-
zurichten. Grundsätzlich neu war auch die Einbindung der
Moskauer Handwerkskammer, deren Mitsprache in den sie
betreffenden Fragen der Ausbildung im Statut des Berufs-
lyzeums verankert wurde. Die auf diese Weise vollzogene
Vernetzung diente der angestrebten stärkeren Rückkoppe-
lung zwischen Berufsausbildung und Ausbildungsanforde-
rungen der Betriebe.
Für die Ausbildung in den vier Modellberufen wurde ein
zweistufiges modulares System entwickelt, das auf der er-
sten Stufe nach einer dreijährigen Ausbildung zum Gesel-
lenabschluss führt. Nach Absolvierung eines vierten, ein-
jährigen Kurses kann die Qualifikation zum Meister/Ma-
nager im Handwerk erworben werden.
Da die Übertragung des dualen Systems der beruflichen
Ausbildung nicht als realistische Option angesehen wurde,
beschränkte man sich auf die Einführung dualer Prinzi-
pien. Im Mittelpunkt aller Maßnahmen stand daher die
Stärkung der Fachpraxis, die so betriebsnah wie möglich
zu gestalten war.7 Im Einzelnen hieß dies:8

• Reduktion der allgemein bildenden Fächer auf ein Mi-
nimum

• Erhöhung der für den fachpraktischen Unterricht vorge-
sehenen Stundenzahl

• Reduktion der Gruppengröße auf max. 15 Schüler (ge-
genüber früher 30)

• Abstimmung der fachtheoretischen Inhalte auf die fach-
praktischen Erfordernisse und Kooperation zwischen
Lehrern und Meistern des jeweiligen Berufsausbildungs-
ganges

• realitätsnahe Werkstattorganisation
• Einführung von Betriebspraktika
• Ausrichtung des Unterrichts auf die Erziehung zur

selbstständigen, eigenverantwortlich handelnden Per-
sönlichkeit

• Einführung von praktischen Prüfungsarbeiten (früher
Anfertigung von Diplomarbeiten selbst im fachprakti-
schen Prüfungsteil)

• Zusammenwirken von Lehrern, Meistern und der Mos-
kauer Handwerkskammer bei Planung und Durchfüh-
rung von Prüfungen.

Erste positive Resonanz 

Im September 1995 fiel der Startschuss für die Berufsaus-
bildung. Ein Jahr später zogen Lehrer und Meister eine er-
ste Zwischenbilanz9, aus der hervorging, dass
• sie ihre Arbeit generell als interessanter beurteilten;
• sie bei sich selbst und bei den Schülern einen deutlichen

Motivationsschub konstatierten, der sich in einer verän-
derten Einstellung zur Arbeit und bei den Schülern in
deutlich besseren Leistungen niederschlug; 

• sie bei den Schülern einen positiven Einstellungswandel
gegenüber dem Handwerk und eine starke Identifikation
mit dem Berufslyzeum konstatierten;

• dementsprechend – im Gegensatz zu früher – kein Schü-
ler im ersten Jahr die Berufsausbildung abgebrochen
hatte.

Zwei Jahre später konnten die ersten 59 Gesellen ihr staat-
liches Diplom und den durch den Präsidenten der Hand-
werkskammer Moskau überreichten Gesellenbrief in Emp-
fang nehmen. Bis zum Jahr 2000 schlossen insg. 221 Ju-
gendliche ihre Ausbildung am Berufslyzeum Nr. 331 in
Moskau mit der Gesellenprüfung erfolgreich ab. Die Ver-
teilung auf die einzelnen Berufe zeigt dabei folgendes Bild:
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Übergabe der Meisterbriefe durch den Präsidenten der Handwerkskammer Moskau,
Herrn Rusajkin, an die neuen Meister des Berufslyzeums.
Von links nach rechts: Frau Gorskaja, Stuckateurmeisterin, Frau Frolowa, Maler-
meisterin, Herr Rusajkin, Präsident der Handwerkskammer Moskau, Frau Shirowa,
Fliesenlergermeisterin; im Vordergrund: Herr Ivanow, Tischlermeister am Berufs-
lyzeum Nr. 331 in Moskau

1998 1999 2000
Maler/Designer 14 11 20
Fliesen-/Mosaikleger 19 22 22
Tischler 26 28 29
Stuckateur/Restaurator - 15 15



Durch Mundpropaganda der Schüler, Tage der offenen Tür,
Berufsinformationskonferenzen für Direktoren der Mos-
kauer Mittelschulen, gezielte Informations- und Medien-
arbeit des Berufslyzeums und des Moskauer Bildungskomi-
tees steigerte das Berufslyzeum nicht nur seinen Bekannt-
heitsgrad, sondern trug auch seinem Modellcharakter in
Moskau und darüber hinaus in wachsendem Maße Rech-
nung. So beschloss die Regierung des Bezirks Swerdlowsk
bereits im März 1997 die Übernahme des Modells im Rah-
men eines eigenen Projekts in Jekaterinburg.11

Rechtliche Verankerung

Eine qualitativ neue Dimension erhielt das Projekt mit dem
im Juni 1999 durch die Moskauer Duma verabschiedeten
„Gesetz über das Handwerk und die handwerkliche Tätig-
keit in Moskau“.

Für den Bereich der beruflichen Ausbildung sind die zen-
tralen Eckpunkte des sich stark an den deutschen Erfah-
rungen orientierenden ersten Handwerksgesetzes nach der
russischen Oktoberrevolution:
• die erste gesetzliche Regelung der handwerklichen Be-

rufsbildung generell;
• die volle Anerkennung der betriebsgestützten Form der

beruflichen Ausbildung als Alternative zu der bisher
ausschließlich staatlich anerkannten schulischen Form
der handwerklichen Berufsausbildung in Berufslyzeen
und damit die rechtliche Verankerung dualer Strukturen
der beruflichen Ausbildung;

• die Einführung von Gesellen- und Meisterprüfungen;
• die Einbindung der rechtlich anerkannten Moskauer

Handwerkskammer in die Durchführung der Gesellen-
und Meisterprüfungen.

Die diesbezüglichen gesetzlichen Einzelbestimmungen wir-
ken sich auf die im Rahmen des Projekts erzielten Ergeb-
nisse sehr positiv aus:
• Das Organisationsmuster und das erreichbare „mittlere

Bildungsniveau“ des modellhaft entwickelten „Berufsly-
zeums für Handwerker“ werden rechtlich bestätigt.

• Die Projektschule wird damit zum Organisationsmodell
der schulischen Form der Ausbildung von Handwerkern
für ganz Moskau. (So fordert das Gesetz das Moskauer
Bildungskomitee auf, nach diesem Muster weitere hand-
werkliche Berufslehranstalten zu bilden.)

• Die am Berufslyzeum bereits seit 1998 durchgeführten
Gesellenprüfungen dienen als Orientierungspunkte für
entsprechende Prüfungen an künftigen Berufslyzeen für
Handwerker.

• Das Interesse des Moskauer Bildungskomitees an dem im
Rahmen des Projekts entwickelten Meister-/Unterneh-
merkurs ist deutlich gestiegen. Es sind Bestrebungen

feststellbar, sich mit der Durchführung dieses Kurses und
der erstmaligen Abnahme von Meisterprüfungen an ei-
nem Berufslyzeum für Handwerker als Vorreiter und
Kompetenzzentrum zu profilieren.

Mit der Verabschiedung des Moskauer Handwerksgesetzes
wurde der Modellcharakter des Projekts gesetzlich fixiert
und die Nachhaltigkeit der Projektergebnisse in einem bei
Projektaufnahme nicht absehbaren Maße gesichert.

Ergebnisse

In der Zusammenschau sind die Ergebnisse der sechsjähri-
gen deutsch-russischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der handwerklichen Berufsausbildung beachtlich:

• In Gestalt des Berufslyzeums Nr. 331 wurde eine Mo-
dellschule der handwerklichen Berufsbildung gegründet,
die dieser Funktion tatsächlich gerecht wird.

• Der Modellcharakter des Berufslyzeums Nr. 331 ist mit
Verabschiedung des Moskauer Handwerksgesetzes recht-
lich verankert.

• Mit Beschluss der Moskauer Stadtregierung vom Januar
2001 hat das Moskauer Bildungskomitee den Auftrag er-
halten, weitere Berufslehranstalten zur Umsetzung des
Modells zu benennen.

• Damit hat das Projekt das Fundament für neue Struktu-
ren der handwerklichen Berufsbildung geschaffen.

• In den Berufen Maler/Designer, Fliesen-/Mosaikleger,
Stuckateur/Restaurator und Tischler wurden Berufsstan-
dards entwickelt und mit derart großem Erfolg praktisch
erprobt, dass die Nachfrage die Zahl der freien Ausbil-
dungsplätze deutlich übersteigt.

• Seit 1998 haben insgesamt 221 Jugendliche ihre Ausbil-
dung in einem Handwerksberuf mit der Gesellenprüfung
erfolgreich abgeschlossen.
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Planungsgespräche der beiden deutsch-russischen Projektkoordinatoren Tiedemann
(links im Bild) und Dr. Semitschastnow, Moskauer Bildungskomitee (rechts im Bild).
In der Bildmitte die wiss. Beraterin, Frau Dr. Kosmodemjanskaja.

T H E M A



• Für alle vier Berufe wurden Handbücher der beruflichen
Ausbildung erarbeitet.

• Diese Handbücher werden, sofern dies noch nicht ge-
schehen ist, durch das Moskauer Bildungskomitee in Ge-
stalt von Lehrbüchern verbreitet.12

• Meister und Lehrer Moskauer Berufsschulen werden am
Berufslyzeum qualifiziert.

• In den Räumen des Projektbüros wird ein „Kabinett zur
Weiterbildung im Handwerk“ eingerichtet.

• Die Multiplikation der Projektergebnisse ist nicht auf
Moskau beschränkt, sondern findet mit Jekaterinburg
bereits Nachahmung auch in anderen Regionen der Rus-
sischen Föderation.

Im Bereich des Handwerks und der handwerklichen Aus-
bildung hat Moskau damit Modellfunktion für ganz Russ-
land gewonnen. Dabei hat nicht zuletzt das umfassende
Gewerbeförderkonzept der Handwerkskammer Düsseldorf
eine entscheidende Rolle gespielt. Denn ohne die Hand-
werkskammer Moskau und der erfolgreich von ihr wahr-
genommenen Interessenvertretungsfunktion hätte es kein
Moskauer Handwerksgesetz und damit auch keine recht-
liche Anerkennung der Handwerkerschule als Modellschule
der handwerklichen Ausbildung für Moskau gegeben, ohne
die Handwerkerschule keine rechtlich fixierte Neugestal-
tung der handwerklichen Berufsausbildung. Der beacht-
liche Erfolg des Projekts ist also zu einem wesentlichen Teil
das Ergebnis von Synergien.

Ausblick

Mit dem Beschluss der Moskauer Stadtregierung vom
Januar 2001 wurden die Durchführungsbestimmungen zum
Handwerksgesetz angenommen und damit eine neue Phase
in der Entwicklung des Moskauer Handwerks eingeleitet.
Gleichzeitig wurden konkrete Schritte zum Transfer in das
Moskauer Gebiet unternommen. Der Oberbürgermeister der
Stadt Moskau, Lushkow, schlug im Frühjahr 2001 dem
Gouverneur des Moskauer Gebiets, Gromow, vor, für das
Territorium des Moskauer Gebiets gleichfalls ein Hand-
werksgesetz zu erarbeiten und den Tätigkeitsbereich der
Moskauer Handwerkskammer auf das Moskauer Gebiet
auszudehnen. Damit nimmt die Modellfunktion Moskaus
für die weitere Entwicklung des Handwerks in Russland
erstmals konkrete Form an.

Das Projekt ist inzwischen in die Selbstträgerschaft der
russischen Seite übergegangen, der Wunsch nach beraten-
der Begleitung jedoch besteht weiter. Denn mit den zahl-
reichen gesetzlichen Regelungen, wie etwa der betrieb-
lichen Ausbildung und der Durchführung von Gesellen-
und Meisterprüfungen, wurde ein für Russland völlig neuer
Weg der beruflichen Ausbildung beschritten. Auf diesen
Gebieten ist ein neuer Bedarf an Begleitung und Beratung
entstanden, der letztlich die Folge des unerwartet weit rei-
chenden Erfolgs der Projektarbeit ist. 
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Berufliche Bildung und 
virtuelles Lernen in der
Entwicklungszusammenarbeit

MANFRED WALLENBORN

E Elektronische Medien werden weltweit bis-

lang in sehr unterschiedlichem Maße genutzt.

Die Entwicklungsländer haben dabei die größ-

ten Defizite bei den infrastrukturellen Vor-

aussetzungen und entsprechendem Fachper-

sonal. Der Beitrag thematisiert die Frage, wie

die Berufsbildungszusammenarbeit mit den

Entwicklungsländern eine stärkere Nutzung

der elektronischen Medien für Bildungs-

zwecke fördern kann. Die bescheidene Nut-

zung des Internets in den Entwicklungslän-

dern ist nichts Neues, und der phasenversetz-

te, wenig intensive Gebrauch unterscheidet

sich nicht von der Implementierung anderer

Technologien in die Systeme des Südens.

Wie andere Technologien, werden in den Entwicklungslän-
dern auch die Informations- und Kommunikationstechni-
ken (IuK) in unterschiedlichen Systemkonfigurationen ge-
nutzt und ihre Verbreitung und ihren Stellenwert im Kon-
text dieser Systeme finden. Deshalb bemisst sich die
„Rendite“ durch die Anwendung solcher Technologien nie
durch diese selbst, sondern maßgeblich durch den beste-

henden „gesellschaftlichen Durchschnitt“ ihrer Anwen-
dungs- und Gestaltungsräume. Insbesondere die weltweit
fast ausschließlich in privater Form agierenden Kommuni-
kationsdienstleister werden die Investitionen in die Infra-
struktur und den Erwerb entsprechender Rechte als Betrei-
ber nach wie vor mit den zu erwartenden Gewinnen auf
ökonomische Rentabilität prüfen. Wegen der oft fehlenden
wirtschaftlichen Anreize kommen deshalb Vorhaben der
Entwicklungszusammenarbeit im Bereich der IuK beson-
dere Bedeutung zu.

Wo liegen die Chancen der IuK-Tech-
nologien in der beruflichen Bildung?

In der deutschen Entwicklungszusammenarbeit spielte die
berufliche Bildung immer eine bedeutende Rolle. Dies lag
und liegt an ihrer herausragenden Relevanz für die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung und an dem Modell-
charakter, den kooperative (Aus-)Bildungsmodelle für die
Partnerländer hatten. Der mögliche Transfer dieser System-
konfigurationen in lokale Zusammenhänge dominierte
lange Zeit die Agenda der entwicklungspolitischen Zusam-
menarbeit. Hier ist heute eher Skepsis aufgrund der inzwi-
schen in Grundzügen entwickelten Systemtheorie festzu-
stellen (LUHMANN 1993 und 1997).
Die Entwicklung zur Weltgesellschaft setzt für die heute oft
transnational angelegten Produktions-, Verkehrs-, Kom-
munikationszusammenhänge gute Teilnahmebedingungen
für die jeweiligen Akteure voraus. Gute Bedingungen er-
fordern nicht nur infrastrukturell abgesicherte Kommuni-
kationsmöglichkeiten, sondern fordern auch, dass diese
Akteure einschätzen können, um was es in den jeweiligen
Handlungsfeldern geht. Dies ist in der Wissensgesellschaft
nicht gerade einfach; die qualifikatorischen Voraussetzun-
gen wurden jüngst in einer Ausgabe der „Berufsbildung in
Wissenschaft und Praxis“ (BIBB 2000) thematisiert: Perso-
nen und Organisationen müssen ständig mehr Informatio-
nen prozessieren und verarbeiteten, um den Anschluss an
die komplexen Wissensbestände zu wahren. Daraus erge-
ben sich nicht automatisch mehr handlungs- und erkennt-
nisleitende Einsichten, weil die Individuen über größere
Datenbestände verfügen – ein Grundsatz, der in der inter-
kulturell orientierten Didaktik internationaler Maßnahmen
zur Personalentwicklung eine besondere Rolle spielt.
Informationen müssen zeit- sowie raumunabhängig ver-
fügbar sein und gemanagt werden: sie sollten systemrele-
vant – d. h. ausgerichtet an den jeweiligen Eigencodes der
Systeme – zur Verfügung stehen (WILLKE 1998). Dies trifft
auch auf die qualifikatorischen Leistungen von Bildungs-
systemen in den Entwicklungsländern zu. Auch dort müs-
sen die entsprechenden Curricula und das sonstige Orga-
nisationswissen an neue Entwicklungen angepasst werden.
Das Internet bietet vielfältige Möglichkeiten, wie die Insti-

36 BWP 4/2001

B E R U F L I C H E  B I L D U N G  I M  I N T E R N A T I O N A L E N  K O N T E X TT H E M A



tutionen der Partnerländer besser am Ball bleiben können.
Typische Bereiche der Nord-Süd-Zusammenarbeit sind:
• Info- und Datentransfer über (technologische, berufs-

pädagogische und didaktische) Neuerungen, die im Kon-
text von Bildungsprozessen im Norden entstanden und
an die Verhältnisse von Entwicklungsländern angepasst
werden,

• Personalqualifizierung als Voraussetzung der internet-
gestützten Aktualisierung solcher Vorhaben.

Bisherige Aktivitäten und
Vorleistungen

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) hat die Deutsche Stiftung für in-
ternationale Entwicklung (DSE) mit der Aus- und Fortbil-
dung von Fach- und Führungskräften aus Entwicklungs-
ländern und den Transformationsländern des Ostens beauf-
tragt. Die Zentralstelle für gewerbliche Berufsförderung
(ZGB) der DSE bearbeitet diese Aufgabe auf dem Gebiet der
beruflichen Bildung: Sie entwickelte Bildungsangebote, die
ganzheitlich den Bedarf der verschiedenen Funktionsebe-
nen der beruflichen Bildungssysteme berücksichtigen. Dazu
gehört auch die Entwicklung einer virtuellen Lernplattform
Global Campus 21 (s. Kasten S. 35). In der Zusammenarbeit
mit den beruflichen Bildungssystemen der Partnerländer
soll diese Plattform vor allem folgende Aufgaben erfüllen:
•  Sie bereitet Informationen auf, die bislang nicht erhält-

lich sind, und stellt sie den Fachleuten aus dem Süden
kostenlos oder zu einem geringen Preis zur Verfügung.

•  Sie bereitet Fortbildungsprogramme netzgestützt vor
bzw. nach. Damit sollen Angebote im Vorfeld optimiert
bzw. soll deren Nachhaltigkeit gesichert werden. Damit
können Maßnahmen besser auf die Nachfrage und den
Bedarf abgestimmt und kann die Fortbildungsdauer in
Präsenzveranstaltungen verkürzt werden.

• Sie (meta-)thematisiert das Internet in (teil-)virtuellen
Lernangeboten und fördert damit die Implementierung
netzgestützter Qualifikationsangebote. Damit kommt der
Plattform auch eine instrumentelle Funktion zu: Sie be-
fähigt einheimische Fachkräfte, entsprechende (teil-)vir-
tuelle Bildungsangebote zu konzipieren und durch ihre
raum- und zeitunabhängige Möglichkeit zur Kommuni-
kation mit Fachinstitutionen im Norden die entstande-
nen und sich vergrößernden Wissenslücken zu schließen.

Mit der Plattform Global Campus 21 wird der institutionelle
Wandel in den Entwicklungsländern begleitet, der bei den
Partnern die qualifikatorischen Voraussetzungen für den
Umgang mit den neuen Medien schaffen soll. Die ZGB the-
matisierte deshalb in einem Pilotprogramm (in einer virtu-
ellen Phase und während einer Präsenzveranstaltung) den
Einsatz des Internets in der beruflichen Bildung. Das Pro-

gramm wendete sich an Exper-
ten/-innen aus Asien, die be-
reits mit dem Internet arbeiten
oder zukünftig netzgestützte
Bildungsangebote entwickeln.
Länder wie Indien, China oder
Indonesien versprechen sich
wegen der ungeheuren Entfer-
nungen und/oder schlechten
Verkehrsverbindungen viele
Vorteile durch virtuelle Pro-
gramme. Sie sind sich aber
nicht vollständig über pädago-
gisch-didaktische Beschrän-
kungen dieser oft nur flankie-
renden Angebote klar. Hier
können wichtige Beratungs-
leistungen aufgrund systemati-
sierter und bewerteter Erfah-
rungen erbracht werden.
Das Angebot der Zentralstelle
für gewerbliche Berufsför-
derung der DSE thematisierte
ebenfalls Lernstile und -stra-
tegien (WALLENBORN und
WIECKENBERG 2000) sowie bil-
dungsökonomische Vor- und
Nachteile (teil-)virtueller Maß-
nahmen. Die Finanzierungs-
fragen von einzelnen Angebo-
ten müssen in zukünftigen
Programmen ebenso wie die reduzierten didaktischen Mög-
lichkeiten von Virtualität unter den Bedingungen von Ent-
wicklungsländern (insbesondere Probleme bei Ladezeiten
und Bandbreiten) noch stärker in die Bildungsmaßnahmen
integriert werden. Erst hieraus werden sich effizientere
Strategien in diesem Bereich ergeben.

Zukünftige Perspektiven

Die Realität in den Entwicklungsländer wird sich hinsicht-
lich der Nutzung des Netzes in beruflichen Bildungspro-
zessen schnell weiter differenzieren. Das BMZ (2000)
spricht schon heute von sog. Latecomern, d. h. Ländern, in
denen sowohl die Kommunikationsnetze als auch die In-
frastruktur im Hard- und Softwarebereich keinen uneinge-
schränkten bzw. relativ einfachen Zugang zum Netz erlau-
ben, während Schwellenländer wie Brasilien, Argentinien,
Thailand, Indien etc. offensichtlich auch in ihren Bildungs-
systemen schnell entsprechende Voraussetzungen für die
Nutzung des Internets in Lernprozessen schaffen. Die ZGB
muss sich mit ihren netzgestützten Bildungsangeboten des-
halb in einer strategischen Perspektive bewegen, die die

BWP 4/2001 37

Global Campus 21

Der Global Campus 21 ist ein Wissens-

portal für weltweite berufliche Fort-

bildung und Nachkontakt im Internet.

Fach- und Führungskräfte aus aller Welt

bekommen im „offenen“ Bereich des

Global Campus 21 Zugang zu wichtigen

Informationen und Publikationen aus

dem Bereich der beruflichen Weiterbil-

dung in vielen Fachbereichen. Darüber

hinaus findet man eine Plattform für

Kommunikation, Wissensaustausch und

Kooperation mit Kollegen/-innen und

Experten/-innen aus aller Welt. 

Der Name Global Campus 21 leitet sich

ab von „weltweitem Lernen“ und von

der AGENDA 21, dem Aktionspro-

gramm für eine nachhaltige Entwick-

lung, das auf der Weltkonferenz von Rio

de Janeiro 1992 verabschiedet wurde.

Die Förderung der nachhaltigen Ent-

wicklung in diesem Sinne ist auch das

Ziel der Fortbildungsprogramme, die die

Carl Duisberg Gesellschaft e. V. (CDG)

und die Deutsche Stiftung für inter-

nationale Entwicklung (DSE), die

Anbieter des Global Campus 21, für

Fach- und Führungskräfte in vielen Fach-

bereichen anbieten. 



materiellen Voraussetzungen und persönlichen Qualifika-
tionen der Einheimischen berücksichtigt: Multiplikatoren
müssen gezielt in entsprechende Programme einbezogen
werden, die auch ohne breitenwirksame Möglichkeit der
Nutzung des Netzes die damit zur Verfügung stehenden
Wissensbestände vervielfältigen. Potenzielle Handlungsfel-
der für Aktivitäten sieht die ZGB deshalb in einer länder-
und regionenspezifischen Mischung aus
• netzgestützter Informationsvermittlung, indem Daten be-

reitgestellt werden, die in den Partnerorganisationen re-
levant sind (z. B. Lehrtexte). Hier ergeben sich bislang
lediglich suboptimal genutzte Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit, die im Süden auch mit quantitativ beschränk-
ten Zugangsmöglichkeiten in das Netz funktionieren
können, weil die damit transportierten Informationen
auch auf herkömmlichen Wegen in den Entwicklungs-
ländern und den dortigen Organisationen weiter ver-
breitet werden können,

• netzgestützte (teil-)virtuelle Bildungsangebote, die sich
zielgerichteter mit konkreten Programmen und ausge-
wiesenen Lernzielen an Experten bestimmter Funktions-
ebenen wenden. Hier wurden bereits erste Programmer-
fahrungen gesammelt, die zur Fortsetzung des begonne-
nen Weges ermuntern. 

Die netzgestützten Bildungsangebote werden aber nicht das
soziale Lernen in Programmen der internationalen Personal-
entwicklung mit multikulturellen Fortbildungsgruppen erset-
zen, die die ZGB in ihren Handlungsfeldern für die Experten

der Berufsbildungssysteme
konzipiert und durchführt.
So paradox es erscheint: die
Virtualität wird auch die
Lernarrangements in Präsenz-
veranstaltungen aufwerten.
Technologie muss deshalb
nach wie vor im Kontext ih-
rer Machbarkeit verwendet
werden. Dies hat mit den ge-
sellschaftlichen Zusammen-
hängen der Partnerländer zu
tun. Euphorie ist in be-
stimmten Ländern und Re-
gionen nicht angesagt.

Das Europäische Jahr der Sprachen
2001 – „As línguas abrem portas“

ULRIKE SCHRÖDER

E Um die Bedeutung des Sprachenlernens in

Europa zu betonen, haben die Europäische

Union und der Europarat in einer gemeinsa-

men Aktion das Jahr 2001 zum „Europäischen

Jahr der Sprachen“ (EJS) erklärt.

Das Zusammenwachsen Europas wird immer mehr auch für
jeden Einzelnen spürbar: Politische und wirtschaftliche Be-
ziehungen werden zahlreicher und enger, neue Möglich-
keiten der beruflichen und privaten Mobilität verändern
Lebens- und Karrierewege.
Vor diesem Hintergrund gewinnen Fremdsprachenkennt-
nisse zunehmend an Bedeutung. Sie bergen persönliche
Vorteile, tragen aber auch zur Entwicklung von Toleranz
und Verständnis bei. Denn jenseits der bloßen Ebene der
Verständigung eröffnen Kenntnisse der Sprache eines Lan-
des oder einer Region einen tieferen Einblick in die jewei-
lige Kultur und helfen, Denk- und Verhaltensweisen ande-
rer besser zu verstehen.

Unter dem Motto „Sprachen öffnen Türen“ soll das Eu-
ropäische Jahr der Sprachen dazu beitragen:
• das Bewusstsein über die sprachliche und kulturelle

Vielfalt Europas zu vertiefen,
• die beruflichen, privaten und politischen Vorteile von

Sprachenkompetenz herauszustellen,
• den Zugang aller zum Sprachenlernen zu erleichtern 
• vor allem aber zum Sprachenlernen zu motivieren.

Die Betonung liegt dabei nicht auf bereits weit verbreiteten
Sprachen, wie etwa Englisch. Besondere Aufmerksamkeit
wird den kleineren und seltener unterrichteten Sprachen
sowie den Regional- und Minderheitensprachen geschenkt.
Rund 8 Millionen o werden seitens der Europäischen
Kommission bereitgestellt, um eine europaweite Informati-
ons- und Werbekampagne durchzuführen sowie eine Aus-
wahl von regionalen Veranstaltungen und Projekten in den
Teilnehmerstaaten finanziell zu unterstützen.

Zur Unterstützung von Europäischer Kommission und
Europarat wurden in den Teilnehmerstaaten Nationale
Koordinierungsstellen für das EJS eingerichtet. In Deutsch-
land hat das auf politischer Ebene für das Europäische Jahr
der Sprachen zuständige Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) die beim Bundesinstitut für Berufs-
bildung (BIBB) angesiedelte Nationale Agentur Bildung für
Europa (NA beim BIBB) mit der Koordinierung beauftragt.
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Neben der Organisation von Veranstaltungen und Akti-
vitäten auf nationaler Ebene und der Zusammenarbeit mit
der Europäischen Kommission im Rahmen der genannten
Projektförderung ist die Information der Öffentlichkeit über
das Europäische Jahr der Sprachen eine der Hauptaufga-
ben der NA beim BIBB. Als Sponsoren für die bundeswei-
ten Aktionen konnten die Deutsche Bahn AG und Siemens
gewonnen werden.

Die Informationskampagne

Um eine möglichst breite Öffentlichkeit in Europa über das
Thema Sprachenlernen zu informieren und auf die Vorteile
von Fremdsprachenkompetenzen aufmerksam zu machen,
wurden die Aktivitäten auf europäischer wie nationaler
Ebene vielfältig angelegt. Hier nur einige kurze Hinweise:

VERANSTALTUNGEN

Presse und Fachpublikum sind die vorrangigen Zielgrup-
pen der Auftakt- und Abschlussveranstaltungen. Die deut-
sche Startkonferenz fand im Februar dieses Jahres in Berlin
statt. In ihrer Eröffnungsrede warb die Bundesministerin
für Bildung und Forschung, Edelgard Bulmahn, für eine
„Kultur der Mehrsprachigkeit und damit (...) eine Kultur der
Verständigung“ und formulierte das Ziel, „dass junge Men-
schen überall in Europa neben ihrer Muttersprache zwei
weitere Sprachen sprechen können“. Während auf der na-
tionalen Startkonferenz vor allem die Sprachenvielfalt in
Europa gefeiert und in Vorträgen und Diskussionen die Be-
deutung der Mehrsprachigkeit betont wurde, befasste sich
der im Juni in Hamburg durchgeführte Fachkongress der
Bundesländer mit konkreten Fragen des Fremdsprachenler-
nens an beruflichen und allgemein bildenden Schulen. Am
16. November findet im Rahmen der Sprachenmesse Expo-
lingua in Berlin die letzte große deutsche Veranstaltung in
diesem Jahr statt. Sie versteht sich ausdrücklich nicht als
Abschluss des Europäischen Jahrs der Sprachen, sondern
als Bilanzkonferenz, auf der das im EJS Erreichte zusam-
mengetragen und dessen Nachhaltigkeit gesichert werden
soll. Zu diesem Zeitpunkt wird auch ein mit allen Akteuren
der deutschen Bildungslandschaft abgestimmtes Hand-
lungskonzept für das Sprachenlernen vorliegen, das für
alle Bildungsbereiche und Altersstufen Konzepte einer auf
Mehrsprachigkeit hin orientierten Fremdsprachenpolitik
enthalten wird.

STUDIEN

Anlässlich des EJS wurde im Dezember letzten Jahres von
der Europäischen Kommission eine Untersuchung unter
16.000 EU-Bürgern und -Bürgerinnen zum Thema Fremd-
sprachenlernen, Fremdsprachenkenntnisse und Fremdspra-
chenbedarf durchgeführt. Diesem „Eurobarometer“ zufolge

sprechen EU-weit derzeit 53 Prozent der Bevölkerung eine
und 26 Prozent auch eine 2. Fremdsprache. Die Brücken-
sprache Englisch liegt unter den Fremdsprachen mit 40
Prozent deutlich vor Französisch (19 %) und Deutsch (10 %)
an der Spitze der in Europa erlernten Fremdsprachen. Für
alle Fremdsprachen und Staaten gilt, dass in den höheren
Altersgruppen geringere Fremdsprachenkenntnisse vor-
handen sind. 

Eine nationale Dokumentation zum EJS in Deutschland so-
wie eine europaweite Evaluierung werden im kommenden
Jahr Auskunft über Ablauf und Erfolg der Aktion „Euro-
päisches Jahr der Sprachen 2001“ liefern. Hier wird doku-
mentiert werden, inwieweit das EJS die Diskussion über
das Thema Sprachen bzw. die nationale und europäische
Sprachenpolitik voranbringen konnte.

INTERNET

Die Europäische Kommission und der Europarat bieten im
Internet unter der Adresse www.eurolang2001.org neben
Links zu allen Nationalen Koordinierungsstellen u. a. In-
formationen zu den Fremdsprachenprogrammen in der EU,
statistische Daten zur Fremdsprachenkompetenz in der EU
sowie nützliche Links, Spiele und Diskussionsforen zum
Thema Fremdsprachen. Die Ergebnisse des „Eurobarome-
ters“ sind in englischer und französischer Sprache nach-
zulesen.
Auch die NA beim BIBB hat anlässlich des EJS unter der
Adresse www.na-bibb.de/ejs eine spezielle Homepage
eingerichtet. Diese informiert über Ziele und Aktions-
schwerpunkte des Europäischen Jahrs der Sprachen und
berichtet über nationale Veranstaltungen sowie die in
Deutschland mit EJS-Mitteln geförderten Projekte. Eine
elektronische Veranstaltungsdatenbank enthält z. Zt. rund
280 Veranstaltungen, die mittels verschiedener Suchfunk-
tionen gezielt sortiert werden können. Sämtliches Infor-
mationsmaterial der Europäischen Kommission kann auf
dieser Web-Site online bestellt werden, die Printpublika-
tionen stehen auch als Download zur Verfügung.

WETTBEWERBE

Mitte Juli wurde auf der EJS-Homepage der NA beim BIBB
das Online-Gewinnspiel „Das Eurospiel der Sprachen“ einge-
stellt. Hier können bis zum 16. September „virtuelle
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Sprachreisende“ aller Altersklassen auf dem Weg zu einem
gesuchten Lösungswort auf spielerische Weise ihre Fremd-
sprachenkenntnisse testen und dabei Interessantes zu den
Sprachräumen Europas erfahren. Die Gewinner der von den
Sponsoren zur Verfügung gestellten Sachpreise werden Ende
September ermittelt.

Die Bedeutung von Fremdsprachenkenntnissen ist auch
Gegenstand des diesjährigen Wettbewerbs zum Hermann-
Schmidt-Preis. Die Auszeichnungen für Innovative Berufs-
bildung werden im November zum Thema „Vermittlung
von Fremdsprachenkenntnissen in der beruflichen Bildung“
verliehen.

INFORMATIONS- UND WERBEMATERIAL

Für eine breite Öffentlichkeit sowie zur Unterstützung von
Multiplikatoren im Bildungsbereich sind die von der Eu-
ropäischen Kommission entwickelten Informationsmateria-
lien zum Thema Sprachenlernen bestimmt. Sie werden, zu-

sammen mit vielfältigen Werbeträgern wie Postern, Kugel-
schreibern, Mauspads und T-shirts, von den in den Mit-
gliedstaaten eingerichteten Nationalen Koordinierungsstel-
len zusammen mit nationalem Informationsmaterial ver-
teilt.

Projektförderung

Neben den o. g Aktivitäten finden im Rahmen des EJS eine
Vielzahl von regionalen und lokalen Veranstaltungen und
Projekten rund um das Thema Sprachen lernen statt.
Schwerpunkt der Aktivitäten bilden die Europäische Wo-
che „Erwachsene lernen Sprachen“ Anfang Mai sowie der
26. September 2001, der zum Europäischen Sprachentag
erklärt wurde. Die Europäische Kommission hat für die Ko-
finanzierung ausgewählter Projekte insgesamt nahezu
6 Millionen n bereitgestellt, die in zwei Antragsrunden be-
antragt werden konnten. Dank der intensiven Öffentlich-
keitsarbeit konnte die Beteiligung deutscher Einrichtungen
an den Ausschreibungsrunden deutlich gesteigert werden:
Gegenüber 40 Anträgen, die zur ersten Runde im Oktober
letzten Jahres bei der NA beim BIBB eingingen, hatte sich
die Zahl der Anträge zur zweiten Antragsrunde im Februar
dieses Jahres mit über 150 fast vervierfacht. Auf der Basis
einer nationalen Empfehlungsliste fällte ein Expertengre-
mium in Brüssel jeweils die endgültige Entscheidung über
die zu fördernden Projekte. Von europaweit über 1.300 An-
trägen wurden 189 Projekte für eine Förderung ausge-
wählt. Auf Deutschland entfielen in der ersten Runde 6
von 43, in der zweiten 18 von insgesamt 142 Projekten.
Die Projekte selbst sind bewusst keine Projekte zur Ent-
wicklung innovativer Methoden und Materialien im
Fremdsprachenbereich. Für diese stehen im Rahmen ande-
rer EU-Programme (Leonardo da Vinci – Sprachenkompe-
tenz für die berufliche Bildung, Sokrates – Lingua für die
allgemeine Bildung Fördermittel zur Verfügung. Die Pro-
jekte des Europäischen Jahrs der Sprachen 2001 sind
durchweg öffentlichkeitswirksame, informative Aktivitäten
mit dem Ziel, zum Sprachenlernen anzuregen. Sie reichen
von lokalen Sprachenfesten und Tagen der offenen Tür
über Wettbewerbe, Zeitschriftenbeilagen, Theaterprojekte
und Posterserien bis hin zu Fachkongressen.

Erfreulicherweise befinden sich unter den Antragstellern
viele interessante Partnerschaften aus Vertretern verschie-
dener Bereiche der (Sprach-)Bildungslandschaft, die sich
zusammengefunden haben, um gemeinsam die Ziele des
EJS verwirklichen zu helfen. Dies bestärkt in der Erwar-
tung, dass das Europäische Jahr der Sprachen 2001 nur
den Beginn einer Entwicklung darstellt, in der alle gesell-
schaftlichen Kräfte sich gemeisam dafür engagieren, dass
das Fremdsprachenlernen für alle zu einer Selbstverständ-
lichkeit wird und somit das Zusammenwachsen Europas
vorangetrieben wird. 
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Bildung für Europa
Informationen aus Europa

bildung für europa

ist der Informationsdienst der gleichna-
migen Nationalen Agentur (NA) beim Bun-
desinstitut für Berufsbildung (BIBB). Der
Dienst wird produziert in Zusammenarbeit
mit der Carl Duisberg Gesellschaft (CDG),
dem Deutschen Akademischen Austausch-
dienst (DAAD) und der Bundesanstalt für
Arbeit (BA).

bildung für europa wird kontinuierlich und
programmübergreifend über die Aufga-
bengebiete der Nationalen Agentur infor-
mieren:

• das europäische Berufsbildungsprogramm
LEONARDO DA VINCI

• das europäische Bildungsprogramm
SOKRATES

• die jüngsten EU-Initiativen im Bereich der
Sprachenförderung, z. B. Verleihung des
Europäischen Sprachensiegels sowie das
Europäische Jahr der Sprachen.

bildung für europa erscheint vierteljährlich.

Die Publikation ist
kostenlos erhältlich bei:
Bildung für Europa
Nationale Agentur beim
Bundesinstitut für
Berufsbildung (BIBB)
Hermann-Ehlers-Str. 10
53113 Bonn
(Postanschrift: 53043 Bonn)
Tel.: 02 28/107-16 08
Fax: 02 28/107-29 64
E-Mail: leonardo@bibb.de, 
Internet: www.na-bibb.de
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Interkulturelles Lernen zwischen
West und Ost

HEROLD GROSS

Der west-östliche Hörsaal. Interkulturelles
Lernen zwischen West und Ost.

Klaus Erdmann, Heinz Theisen (Hrsg.)
Wostok Verlag, Berlin 2000, 196 Seiten, DM 30,00

Der Einband zeigt uns den Abschnitt einer Baustelle. Die
Baustelle war das TRANSFORM-Programm der Bundes-
regierung bei der Umgestaltung der Nachfolgestaaten und
-Gesellschaften des ehemaligen Ostblocks. Die Beiträge
sind das Ergebnis unterschiedlicher Erfahrungen von Do-
zenten, Beratern und Studierenden in der Begegnung zwi-
schen West und Ost. Dabei wird versucht, die vornehmlich
im Bereich der Bildungskooperation gewonnenen Erfah-
rungen und Lösungsansätze auf andere Gebiete – über
TRANSFORM und die Handlungsperspektive zwischen
Deutschland und den MOES-Staaten hinaus – zu übertra-
gen und allgemein so für die interkulturelle Aktion nütz-
lich zu machen. 
Die Interpretation der besonderen Erfahrungen vor dem
Hintergrund des allgemeinen Globalisierungsprozesses und
die Ableitung einer allgemeinen Strategie des interkultu-
rellen Verstehens versucht Klaus Erdmann in seinem er-
sten Beitrag: „Abschied vom Institutionellen – Erfahrung
und Begegnung als Grundlage einer kulturellen Hermeneu-
tik“. „Globalisierung“ als ökonomische Verflechtung mit
dem Druck zur Modernisierung im Sinne von Universali-
sierung, Verwestlichung und angebotsorientiertem Kapita-
lismus hat auch die Gegentendenz der verstärkten kultu-
rellen Differenzierung hervorgerufen. Selbst für den Vor-
zeigebereich der Globalisierung, die weltweit operierenden
Wirtschaftsunternehmen, stellt die kulturelle Differenzie-

rung der Welt eine nicht zu unterschätzende Hürde dar.
Eine Chance ihrer Überwindung liegt im „Abschied vom
Institutionellen“, in der Betonung der persönlichen Dimen-
sion der Begegnung der international in spezifischen
Zusammenhängen Agierenden.
Mögliche Lernprozesse auf der „Mikro“-Ebene persönlicher
Begegnung dürfen nicht durch inkompatible konfrontative
Zielvorstellungen auf der Systemebene blockiert werden.
Nur an gemeinsamen Themen und Zielen kann man wirk-
lich lernen, aber das „Institutionelle“ gibt dann mehr den
Rahmen für die Interaktion ab und bietet Schutz vor Pres-
sionen (vgl. die Bedeutung der Schutzfunktion von Rah-
menabkommen im Beitrag von Michael Staack, „West-öst-
liche Bildungskooperation in der Republik Belarus“). Der
im Titel des Buches erwähnte Begriff des akademischen
Hörsaals soll deshalb auch und eher metaphorisch verstan-
den werden und auf alle Erfahrungs- und Lernräume per-
sönlicher Begegnungen erweitert werden, die frei von
systembedingten Zwängen und Präformierungen sind.
Die Bedeutung einer politischen Analyse des Handlungs-
feldes und -Umfeldes zeigt sich in den Beiträgen von Alex-
andra Guturowa (Entstehung der Demokratie und der Bür-
gergesellschaft in Russland) und Kirk Mildner (Policy-Lear-
ning in der Transformation). Mildners Bericht zeigt die
überzeugende Anwendung eines Analyse-Konzepts und
enthält wertvolle Anregungen für Politik und Praxis der
internationale Beratung und Kooperation. 
Wie man in der konkreten Situation bei erheblichen Diffe-
renzen des kulturellen und politischen Systems durch Be-
reitschaft zum Lernen, zum Umdenken, durch flexibles An-
passen scheinbar fester Konzepte und besonders durch die
Berücksichtigung des Faktors der Persönlichkeit und der
persönlichen Begegnung zu Resultaten gelangen kann, zei-
gen die Beiträge von Gulmira Raissowa (Arbeitswelt und
Menschenbild – Erfahrungen aus Kasachstan) und Klaus
Erdmann (Der öffentliche Dienst als „lernende Organisa-
tion“ – Verwaltungsreform in Kasachstan). 

Alle Autoren stimmen darin überein, dass den Erforderun-
gen der Globalisierung letztlich nur durch gemeinsames
Lernen entsprochen werden kann. Zwischen den Extremen
naiver Welteinheitshoffnungen und lähmendem interkul-
turellem Pessimismus versuchen sie, begehbare Wege ge-
meinsamen Lernens zu finden.

Interkulturelles Lernen bewirkt Einstellungs- und Verhal-
tensänderungen, die zu Änderungen in den Systemstruk-
turen führen können, zumindest deren Voraussetzung sind,
und neue Interaktionschancen auf der Systemebene eröff-
nen. (Dazu u. a. auch der Beitrag von Heinz Theisen,
Gemeinsames Lernen für Stabilität und Entwicklung in
Europa. Aufgaben, Erfahrungen und Perspektiven). Die in-
ternationale Bildungskooperation erweist sich dabei als
geeignetes Mittel und sollte bei Spannungen und Enttäu-
schungen nicht reduziert, sondern verstärkt werden. 
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L BIBB-Informationsdienste:
BIBBforschung
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als Printmedien und im Internet 
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als Printmedium und im Internet 

L Verzeichnis der anerkannten 
Ausbildungsberufe

L Medienkatalog
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Internationale Berufsbildung
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Bundesinstitut für Berufsbildung

Internationalisierung 
des Mittelstandes
Strategien zur internationalen Qualifizierung 
in kleinen und mittleren Unternehmen

Mit Checkliste zu Qualifikationen für die 
Internationalisierung

Berichte zur beruflichen Bildung2 4 4
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Bundesinstitut für Berufsbildung

Duale  
Ausbildungssysteme
Institutionelle Rahmenbedingungen 
und Leistungsfähigkeit der dualen 
Ausbildung im Baugewerbe 

Berichte zur beruflichen Bildung2 4 5

Berufliche Qualifizierung und Lernende Region
Entwicklungen im deutsch-niederländischen
Systemvergleich
Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 246

Ben Hövels, Günter Kutscha

Globalisierung und beschleunigte Verarbeitung der neuen Technologien verlangen nach
flexiblen und dezentralen Problemlösungen, um Prozesse der Selbstorganisation und Selbst-
verantwortung „von unten“ in Gang zu setzen. Der vorliegende Band zielt darauf ab, Kon-
zepte der „Lernenden Region“ und deren Leitbilder zu klären und im Systemvergleich der
beruflichen Bildungssysteme in Deutschland und in den Niederlanden nach Umsetzungs-
strategien, institutionellen Rahmenbedingungen und Akteuren regionaler Berufsbildungs-
politik und innovativer Entwicklungen zu fragen. 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)
Bielefeld 2001, ISBN 3-7639-0932-X, Best.-Nr. 102-246, 144 Seiten, 39,00 DM, 19,90 Euro

Internationalisierung des Mittelstandes
Strategien zur internationalen Qualifizierung
in kleinen und mittleren Unternehmen
Mit Checkliste zu Qualifikationen 
für die Internationalisierung
Ekbert Hering, Waldemar Pförtsch, Peter Wordelmann

Präzise Vorstellungen über eine künftige „internationale Ausbildungskultur“ sind für die
erfolgreiche Internationalisierung der Berufsbildung unerlässlich. Sie sollten auch das Leit-
bild von Unternehmen, die im internationalen Wettbewerb stehen, prägen. Das ist der Kern
der Studie, die auf Fallstudien und Arbeitsplatzanalysen in international agierenden Betrie-
ben basiert. 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)
Bielefeld 2001, ISBN 3-7639-0926-5, Best.-Nr. 102-244, 120 Seiten, 34,00 DM, 17,30 Euro

Duale Ausbildungssysteme
Institutionelle Rahmenbedingungen und
Leistungsfähigkeit der dualen Ausbildung im Baugewerbe
Uwe Grünewald, Dick Moraal (Hrsg.)

Die Berufsbildung im dualen System ist bis heute ein System geblieben, das zwar oft von
Experten gelobt wird, jedoch bisher kaum ein Land zur Nachahmung anregte. Die vorlie-
genden Ergebnisse eines europäischen LEONARDO-Projektes bieten Hinweise auf mögliche
Gründe für die Ausnahmestellung des dualen Systems. 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)
Bielefeld 2001, ISBN 3-7639-0931-1, Best.-Nr. 102-245, 35,00 DM, 17,90 Euro
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